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A. Begründung 

 Planungsgegenstand und Entwicklung der Planungsüberlegungen 

 

Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Anlass für 
die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 15 „Schlossgrundstück“ sind die Bestrebun-
gen, das Schlossgrundstück im Herzen Fürstenberg/Havels einer verträglichen Wohnnutzung zu-
zuführen.  

Grundlage für die Erarbeitung des Bebauungsplans bildet ein städtebauliches Konzept eines Vor-
habenträgers. Das mögliche Entwicklungskonzept sieht die Planung einer aufgelockerten Wohn- 
und Parkanlage rund um das denkmalgeschützte und für diesen Plan namensgebende Schloss 
vor.  

Mit der Durchführung eines verbindlichen Bauleitplanverfahrens soll im Sinne des § 1 Abs. 3 und 
5 Baugesetzbuch (BauGB) eine geordnete und nachhaltige städtebauliche Entwicklung sowie 
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodenordnung gewährleistet werden. 

 

 

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB aufgestellt. Der 

Bebauungsplan wird als qualifizierter Bebauungsplan gemäß § 30 Abs. 1 BauGB mit Art und Maß 

der baulichen Nutzung und überbaubaren Grundstücksflächen festgesetzt.  

Der Gesetzgeber hat im BauGB mit § 13 a die Möglichkeit eröffnet, Bebauungspläne, die der 

Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der In-

nenentwicklung dienen, im beschleunigten Verfahren durchzuführen. Räumlich ist das beschleu-

nigte Verfahren nur im Bereich der Innenentwicklung zulässig, zu dem das Schlossgrundstück 

zählt. Als Maßnahmen der Innenentwicklung zählen insbesondere die Umnutzung von Flächen 

im Sinne der Erhaltung und Fortentwicklung vorhandener Siedlungsstrukturen sowie die Ände-

rung vorhandener Bebauungspläne.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans im beschleunigten Verfahren wurde in der Sitzung des Ge-

meinderates der Stadt Fürstenberg/Havel am 26.08.2021 beschlossen.  

Gemäß § 13 a BauGB können Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden, 

sofern die Bebauungspläne folgende Voraussetzungen erfüllen: 

1. Grundfläche im Sinne des § 13 a Abs. 1 BauGB von weniger als 20.000 m² 

oder   

2. 20.000 m² bis weniger als 70.000 m² 

Im letzteren Fall (Punkt 2) ist eine Vorprüfung durchzuführen, die bestätigt, dass der Bebauungs-
plan keine erheblichen Umweltauswirkungen haben wird. Insgesamt beläuft sich die festgesetzte 
Grundfläche im Plangebiet auf ca. 4.715 m², so dass keine Vorprüfung des Einzelfalls durchzu-
führen ist.  

Entsprechend des § 13 a BauGB als beschleunigtes Verfahren ohne Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB erfolgt die Berücksichtigung der Umweltbelange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
im Rahmen der Abwägung im Bebauungsplanverfahren.  
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Des Weiteren werden durch den Bebauungsplan keine im Außenbereich üblichen Flächen wie 

Waldflächen, landwirtschaftlich genutzt Flächen umgewidmet. Da sich der Bebauungsplan im 

Zentrum der Stadt Fürstenberg/Havel befindet werden auch keine Siedlungsflächen erweitert. Bei 

dem Areal handelt es sich um den Innenbereich. 

Bevölkerungsentwicklung 

Der § 13 a BauGB im beschleunigten Verfahren soll zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohn-

raum in kleinstädtischen und wachsenden Siedlungsräumen in angemessener Weise Rechnung 

tragen. Zusätzlich kann dadurch ein wichtiger Beitrag zur Wohnraumversorgung in Deutschland 

geleistet werden. Das Wachstum von 2020 – 2022 beträgt in Fürstenberg / Havel 1%. Dies liegt 

z.B. über dem Bevölkerungszuwachs in Berlin (ca. 0,5%), so dass eine Reaktion darauf nicht nur 

vertretbar, sondern sogar geboten ist. Dabei sind gestiegene Ansprüche an die Wohnflächenver-

sorgung noch unberücksichtigt. 

Siedlungsbereich im Innenbereich 

Das Plangebiet liegt im raumordnerisch festgestellten Siedlungsbereich der Stadt Fürsten-

berg/Havel und erweitert diesen nicht. Es ist gut erschlossen und vollständig umbaut und stellt 

eine innerstädtische Brachfläche dar. Dass es sich bei der Planung um eine Innenentwicklung 

handelt, wird auch dadurch bestätigt, dass sich im Plangebiet weder Wald noch landwirtschaftli-

che Flächen nach § 35 BauGB befinden, die umgewidmet werden müssten (Umwidmungssperr-

klausel). Dies wurde auch von der gemeinsamen Landesplanungsabteilung bestätigt. 

Gemäß § 13 a Abs. Absatz 1 Satz 1 BauGB kann ein Bebauungsplan für die Wiedernutzbarma-

chung von Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung (Be-

bauungsplan der Innenentwicklung) im beschleunigten Verfahren und damit gemäß § 13 a Abs. 

2 Nr. 1 i. V. mit § 13 Abs. Abs. 3 Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung aufgestellt werden. Ein 

solcher Plan umfasst Planungen, die der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung 

und dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen.  

Ausweislich des LEP HR befindet sich der Geltungsbereich innerhalb eines Siedlungsbereiches.  

 

 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=13A
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=13A&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=13
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BAUGB&p=13&x=3
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Abb. 1 LEP HR (Siedlungsfläche) 

Auch auf dem Luftbild 2010 ist der Siedlungszusammenhang innerhalb der Stadt Fürstenberg/Ha-

vel erkennbar. Der bauliche Zusammenhang endet nicht an der Gebäudekante, sondern an der 

Nutzungskante. Somit ist es üblich und sachgerecht, dass Garten- oder Außennutzungen dem 

baulichen Zusammenhang zuzurechnen sind, wenngleich ihnen auch die Eigenschaft der Bebau-

barkeit fehlt. Noch im Luftbild 2010 sind in den westlich liegenden Flächen Gebäude zu erkennen, 

die eine Nutzungsergänzung mit der ehem. Schlossnutzung gebildet haben.  

Insofern dürfte es unstrittig sein, dass das beschleunigte Verfahren im Geltungsbereich zur An-

wendung kommen durfte. Da das Plangebiet eine Fläche im Innenbereich darstellt, wurde der 

Ansatz des § 13 a gewählt.   

 
Abb. 2 Luftbild GoogleEarth 2010 

Mit dem beschleunigten Verfahren und den damit verbundenen Verfahrenserleichterungen, u.a. 

dem Verzicht auf die Durchführung einer Umweltprüfung (§ 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 3 

Satz 1 BauGB), will der Gesetzgeber einen Anreiz dafür setzen, dass die Gemeinden von einer 

Neuinanspruchnahme von Flächen durch Überplanung und Zersiedlung des Außenbereichs ab-

sehen (…) und darauf verzichten, den äußeren Umgriff vorhandener Siedlungsbereiche zu er-

weitern. Mit dem Ziel, eine Flächeninanspruchnahme im bisherigen Außenbereich zu vermeiden, 

leistet der Bebauungsplan der Innenentwicklung zugleich einen Beitrag zur Förderung der nach-

haltigen Entwicklung im Sinne des Anhangs II Nr. 1 3. Spiegelstrich der Richtlinie 2001/42/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der Umwelt-

auswirkungen bestimmter Pläne und Projekte (ABl. L 197 S. 30) - Plan-UP-RL.  

EZBK/Krautzberger/Kerkmann, 147. EL August 2022, BauGB § 13 a Rn. 24-26: 

Ein Bebauungsplan mit diesen Gegenständen wird vom Gesetz als „Bebauungsplan der Innen-

entwicklung“ bezeichnet. Der Begriff „Innenentwicklung“ wird dabei als städtebaufachlicher Be-

griff vorausgesetzt und gesetzlich nicht definiert. 

Der RegE zum BauGB 2007 (BT-Drs. 16/2496) hebt in diesem Zusammenhang hervor, dass die 

heutige Stadtentwicklung die Orientierung der Siedlungsentwicklung auf die Städte und vorhan-
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denen Orte, auf die Wiederherstellung und die Sicherung funktionsfähiger, urbaner Stadtzentren 

und -quartiere sowie die zügige Durchführung notwendiger Anpassungsmaßnahmen erfordere 

und dass hierzu insbesondere die Grundlagen dafür geschaffen werden sollen, damit Planungs-

verfahren der Innenentwicklung beschleunigt durchgeführt werden können. „Dem diene § 13 a, 

indem er für Bebauungspläne der Innenentwicklung ein beschleunigtes Verfahren ermögliche.“ 

Freilich ist die konkrete Ausfüllung des Begriffs der Innenentwicklung zugleich Aufgabe der pla-

nenden Gemeinde, d.h., es handelt sich immer auch um eine planerische Aufgabe, bei der die 

Gemeinde aus ihrer Verantwortung für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung des Ge-

meindegebiets Gestaltungsräume hat, was Innenentwicklung für das Gemeindegebiet bedeutet 

und dieses im Rahmen der Vorgaben des § 13 a Abs. 1 Satz 1 auszuformen (…). Die konkrete 

Bestimmung der baulichen und sonstigen Nutzung erfolgt aber gerade nicht – und das ist der 

grundsätzliche Unterschied zum Innenbereich nach § 34 BauGB – kraft Gesetzes, sondern durch 

den Bebauungsplan nach § 13 a BauGB. 

Innenbereich i.S.d § 34 und Innenentwicklung iSd. § 13 a sind daher in der rechtlichen Anforde-

rung klar voneinander zu entscheiden (BayVerfGH Entsch. v. 13.7.2009 – Vf. 3-VII/09; VGH Mün-

chen Urt. v. 18.10.2016 – 15 N 15.2613, VG Koblenz Urt. v. 12.1.2012 – 1 C 10546/11). Erster 

begründet einen Rechtsanspruch zur baulichen Nutzung, letzterer bezeichnet einen potenziell 

der Bebauungsplanung zugänglichen Planungsraum. Gerade weil in den Fällen des § 13 a der 

Bebauungsplan nicht notwendigerweise aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln ist, kann 

man die „Innenentwicklung“ auch im weiteren Kontext der „geordneten städtebaulichen Entwick-

lung“ (vgl. § 13 a Abs. 2 Nr. 2) als eine faktische, aber planungsähnliche Vorgabe sehen. Wenn 

„nur“ auf § 34 BauGB abgestellt würde, dann entfiele das § 13 a BauGB immanente gestalterische 

Element. Denn es würde dann die eigenständige Funktion der Aufgabe der Innenentwicklung 

neben dem baurechtlichen Innenbereich nicht anerkannt werden. 

Der neue Satz 3 des § 1 Absatz 5 BauGB erhebt die Innenentwicklung zu einer allgemeinen Pla-

nungsleitlinie. Zur planerischen Umsetzung der in den Sätzen 1 und 2 enthaltenen Ziele und 

Grundsätze wie sozialgerechte Bodennutzung, menschenwürdige Umwelt und Klimaschutz so-

wie der ebenfalls ausdrücklich auf die Innenentwicklung verweisenden Bodenschutzklausel (§ 1 a 

Absatz II 1 Halbs. 2 BauGB) soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der 

Innenentwicklung erfolgen. In der Begründung des Regierungsentwurfs wird die Reduzierung der 

Flächeninanspruchnahme unter den „wesentlichen Regelungen zur Stärkung der Innenentwick-

lung“ an erster Stelle genannt. 

Der vorliegende Bebauungsplan stellt – wie oben dargelegt - eine Innenentwicklung i.S. des 

BauGB dar, entspricht daher auch den allgemeinen städtebaulichen Zielen. Die Wohnbedarfe in 

Fürstenberg / Havel werden in der Begründung zum Bebauungsplan dargelegt. Ebenfalls wird die 

einzigartige Standortwahl für die geplante Entwicklung (zentrale Lage, Versorgung mit Waren und 

Dienstleistungen, Erreichbarkeit ÖPNV) in der Begründung verdeutlicht. 

Da der Bebauungsplan die o.g. Voraussetzungen erfüllt, ist eine Aufstellung im beschleunigten 

Verfahren gemäß § 13 a BauGB zulässig. Des Weiteren ist die Durchführung des beschleunigten 

Verfahrens daran gekoppelt, dass keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungs-

ziele und des Schutzzwecks der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäi-

schen Vogelschutzgebiete bestehen. In der direkten Umgebung zum Plangebiet befinden sich 

keine FFH-Gebiete und somit sind keine Auswirkungen zu erwarten.  

Im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 

BauGB und der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a BauGB abgesehen. Der Verzicht auf 
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die Umweltprüfung befreit jedoch nicht von der materiellen Pflicht, die Umweltbelange in der Ab-

wägung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu berücksichtigen. Die Auswirkungen der Planung auf 

die Umwelt werden in dieser Begründung im Kapitel III.1 dargestellt.  

 

 

Stadträumliche Einbindung/Gebietsentwicklung 

Das ca. 3 ha große Plangebiet grenzt direkt nördlich an die Altstadt Fürstenberg/Havels an und 
schließt die Wasserflächen (Havelnebenarme Iserdiek und Schulhavel) mit ein.  

Die Stadt Fürstenberg/Havel liegt im Landkreis Oberhavel des Landes Brandenburg. Die Stadt 
liegt im nördlichen Teil des Landes Brandenburg direkt an der Grenze zu Mecklenburg-Vorpom-
mern. Nach Neubrandenburg oder nach Neuruppin sind es etwa 50km. Nach Berlin sind es über 
die Bundesstraße B96 ca. 80km. Fürstenberg/Havel hat aktuell (Stand 2019) 5.905 Einwohner.  

Das Baugrundstück befindet sich im nördlichen Zentrum Fürstenberg/Havels und ist von drei Sei-
ten durch Iserdiek (Norden und Westen) und der Schulhavel (Süden) mit Wasser umgeben. Öst-
lich schließt das Plangebiet an die Bundesstraße B96 an. Der Bahnhof Fürstenberg/Havel ist über 
die Rathenaustraße in ca. 500m Entfernung vom Plangebiet fußläufig erreichbar. Der Ortskern 
Fürstenberg/Havel (Marktplatz) liegt ca. 200m südlich des Plangebiets. Außerdem befindet sich 
direkt südlich an das Plangebiet angrenzend ein Lebensmitteleinzelhandel. Die Bundesstraße 
B96 ermöglicht einen direkten Anschluss nach Süden in Richtung Berlin oder nach Norden in 
Richtung Neubrandenburg.  

 

Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück“ wird begrenzt durch 

- den Iserdiek im Norden 
- die Bundesstraße B96 im Osten 
- die Schulhavel im Süden 
- den Iserdiek Westen 

Er umfasst die Flurstücke 889, 104/2 und 104/4 der Flur 020, Gemarkung Fürstenberg/Havel. 

Eigentumsverhältnisse 

Das Flurstück 889 befindet sich in privatem Eigentum. Die (Wasser)-Flurstücke 104/2 (Iserdiek) 
und 104/4 (Schulhavel) befinden sich im Eigentum der Stadt Fürstenberg/Havel.  

 

Städtebauliche Situation und Bestand 

I.3.3.1. Bebauungs- und Nutzungsstruktur 

Das Plangebiet umfasst das gesamte ehemalige Schlossgrundstück in dessen Zentrum das 
denkmalgeschützte Schloss steht, welches derzeit ungenutzt ist und saniert werden soll. Das 
sonstige Gelände wird geprägt durch die ebenfalls ungepflegten Parkanlagen rund um das 
Schloss. Im Südwesten befindet sich eine ehemalige Kläranlage sowie ein Bauschutthügel mit 
Schuttresten aus dem Schloss.  

 

I.3.3.2. Boden / Altlasten 

Aufgrund fehlender Einschätzung vorbereitender Bauleitplanung (Flächennutzungsplan), kann 
vorab nicht abschließend eingeschätzt werden, ob hier eine Altlastenverdachtsfläche vorliegt. 
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Daher wurde eine Altlastenuntersuchung durchgeführt. Die Ergebnisse der Untersuchung werden 
in Kapitel I.5.4. zusammengefasst.  

 

I.3.3.3. Ökologie / Freiflächen 

Auf den nicht überbauten Flächen befinden sich lose Rasenflächen, sandige Flächen, Überreste 

baulicher Anlagen sowie vereinzelte Bäume und Sträucher. Im Rahmen der Vermessung wurde 

eine Baumkartierung vorgenommen. Sämtliche Bäume wurden im Februar 2021 durch die Firma 

Becker – Stadt & Baum auf ihre Vitalität und Verkehrssicherheit untersucht. Für vier Bäume wur-

den eine vertiefte Baumuntersuchung mit dem Titel „Eingehende Baumuntersuchungen von vier 

Bäumen zur Feststellung der Verkehrssicherheit im Objekt Schloss Fürstenberg, D-16798 Fürs-

tenberg/Havel“ mit Stand vom 23.03.2021 unternommen. Die Baumnummern 34 und 157 sind 

dabei unter pflegerischen Maßnahmen zu erhalten. Der Baum mit Nummer 34 ist zudem als Na-

turdenkmal eingetragen. Gemäß § 28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenk-

mals sowie alle Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderungen eines 

Naturdenkmals führen können, verboten. Es gelten die Schutzmaßnahmen der DIN 18920. 

 

Geltendes Planungsrecht  

Die Grundstücke des Plangebiets liegen innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils 
in einem Gebiet, für das es zurzeit keine verbindliche Bebauungsplanregelung im Sinne von § 30 
Baugesetzbuch (BauGB) gibt. Für den östlichen Bereich des Schlosses sowie für die westlichen 
Teile des Grundstücks ist der § 34 BauGB bis zur Beurteilung der Zulässigkeit maßgeblich, so-
lange bis der Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ als Satzung beschlossen wurde. Die-
ses Gebiet kann nach § 13 a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) entwickelt werden. 
Die östliche Innenbereichsfläche dient dem Gesamtgebiet außerdem mit der Versorgung von 
PKW-Stellplätzen, die direkt an der Bundesstraße B96 entwickelt werden sollen, um das Gebiet 
vor weiteren Lärmimmissionen zu schützen. Es ermöglicht somit in städtebaulich sinnvoller Weise 
(Parken in Nähe der Straße und Lärm aus dem Wohngebiet heraushaltend) die Nachverdichtung 
der übrigen Schlossinsel. Für den Umbau des Schlosses wurde während des Aufstellungsverfah-
rens eine Baugenehmigung (Az 521010-06137/2021/re vom 19.07.2022) erteilt, die auch die Feu-
erwehrumfahrt für das Schlosses umfasst.  

Durch einen Satzungsbeschluss kann für das Gesamtgebiet ein zusammenhängendes Quartier 
mit den dazugehörigen Strukturen entstehen und städtebaulich geordnet werden.  

 

Verkehrserschließung 

Östlich an das Plangebiet schließt die Bundesstraße B96 an. Diese ermöglicht einen direkten 
Anschluss nach Süden in Richtung Berlin oder nach Norden in Richtung Neubrandenburg. Der 
Bahnhof Fürstenberg/Havel ist über die Rathenaustraße in ca. 500m Entfernung von Plangebiet 
fußläufig erreichbar. Von dort aus verbindet die Regionalbahn RE5 den Hauptbahnhof von Berlin, 
über Fürstenberg/Havel, Neubrandenburg und Rostock. 

 

Technische Infrastruktur 

Da sich das Plangebiet innerhalb des Siedlungsbereichs befindet, ist davon auszugehen, dass 
eine Erschließung mit technischen Medien vorhanden bzw. ausbaubar ist. Hierzu fanden bereits 
vertiefte Gespräche mit den vor Ort ansässigen Versorgungsunternehmen statt, die dies jeweils 
bestätigen. Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
eingereichte Stellungnahmen bestätigen dies.  
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Denkmalschutz 

Das Schlossgebäude auf dem Grundstück ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Landesdenk-
malliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen. Nördlich und südlich be-
finden sich jeweils zwei unter Denkmalschutz stehende Wohnhäuser mit Wirtschaftsgebäuden. 
Die Planung greift nicht in die bestehenden baulichen Denkmale ein. Das Schloss soll denkmal-
gerecht saniert werden.  

 

 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung und Landesplanung / Regionalplanung 

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne der Gemeinde den übergeordneten Grundsätzen 
und Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Neben allgemeinen Vorgaben 
aus dem Raumordnungsgesetz (ROG) des Bundes, sind im Rahmen der Verbindlichen Bauleit-
planung insbesondere Landesentwicklungs- und Regionalpläne zu beachten. 

Ziele der Raumordnung- und Landesplanung ergeben sich aus: 

• dem Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.07.2007 (GVBI. I S. 235), 
das ab seinem Inkrafttreten am 01.Februar 2008 den übergeordneten Rahmen der ge-
meinsamen Landesplanung für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg bildet  

und 

• dem Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR), der als 
Rechtsverordnung der Landesregierungen auf der Ebene der Landesplanung die Raum-
ordnung konkretisiert und ergänzt. Er ist am 01.07.2019 wirksam geworden – veröffent-
licht im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg, Teil II, Jahrgang 2019, 
Nummer 35 – und hat den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) abge-
löst.  

Folgende Ziele der Raumordnung sind als sonstige Erfordernisse bei der Aufstellung dieses Be-
bauungsplans zu berücksichtigen: 

 

Landesentwicklungsprogramm für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  

Die Planung entspricht den Festlegungen (Grundsätzen der Raumordnung) des Landesentwick-
lungsprogramms 2007 (LEPro 2007), wonach die Hauptstadtregion nach den Prinzipien der zent-
ralörtlichen Gliederung entwickelt werden soll, zukünftige Siedlungsentwicklungen und Ansied-
lungen innerhalb der raumordnerisch festgelegten Siedlungsbereiche stattfinden und der Stär-
kung der Zentralen Orte dienen sollen. 

• Gemäß § 1 Abs. 2 LEPro 2007 soll die Hauptstadtregion im Sinne des Nachhaltigkeits-
prinzips räumlich polyzentral entwickelt werden. Vorhandene Stärken sollen vorrangig ge-
nutzt und ausgebaut werden. Im Sinne des Leitbildes „Stärken stärken“ werden räumliche 
und sektorale Schwerpunkte gesetzt. 

• Gemäß § 1 Abs. 4 LEPro 2007 soll die Hauptstadtregion u.a. als Wissens- und Kultur-
standort gestärkt werden. Metropolregionen sind wichtige Räume zur Beschleunigung der 
wirtschaftlichen Entwicklung und zur Ansiedlung von Arbeitsplätzen. Die Hauptstadtregion 
muss sich im Zusammenspiel innerhalb und zwischen den weltwirtschaftlichen Integrati-
onszonen behaupten und ihre Attraktivität als Standort u.a. für Bildung und Kultur weiter-
entwickeln und stärker sichtbar machen. Die Hauptstadtregion verfügt dafür bereits über 
ein hohes Maß an kultureller Bedeutung und über ein entsprechendes internationales An-
sehen (Symbolfunktion). Die teilräumlich differenzierten Potenziale und Besonderheiten 
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der Teilräume (z. B. im Hinblick auf räumliche Milieus für Kreativität, Innovation, Kommu-
nikation, Bildung, Leben und Erholen, Tourismus, Kultur und Geschichte) sollen dazu ge-
stärkt und weiterentwickelt werden. 

• Gemäß § 5 Abs. 1 LEPro 2007 soll die Siedlungsentwicklung auf raumordnerisch festge-
legte Siedlungsbereiche ausgerichtet werden. Der Gewerbeflächenentwicklung soll dane-
ben angemessen Rechnung getragen werden. Die vorliegende Planung umfasst ein klei-
nes Grundstück (3 ha) in Fürstenberg/Havel, welches zum Ziel hat Wohnnutzungen in die 
teils brachliegenden Flächen zu bringen sowie Freiräume in Form einer Parkanlage zu 
realisieren. Gewerbliche Nutzungen sind nur insoweit zulässig, wie sie dem Charakter des 
allgemeinen Wohngebietes nicht entgegenstehen.  

• Gemäß § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 soll bei der Siedlungsentwicklung die Innenentwick-
lung Vorrang vor der Außenentwicklung haben. Bei der Siedlungstätigkeit soll daher ne-
ben der Erhaltung und Umgestaltung des baulichen Bestandes vorhandener Siedlungs-
bereiche, vor allem die Reaktivierung von Brachflächen Priorität haben bzw. eine Nutzung 
erschlossener Baulandreserven. Mit der damit zu erwartenden erhöhten Auslastung be-
stehender Infrastruktur- und Gemeinbedarfseinrichtungen kann deren Tragfähigkeit ge-
stützt und zugleich verkehrsvermeidend nahräumlich organisiert werden, was zu einer 
nachhaltigen Siedlungsentwicklung beiträgt. Die Reaktivierung des brachliegenden 
Schlosses für eine Wohnnutzung entspricht diesen Vorgaben. 

• Gemäß § 5 Abs. 3 LEPro 2007 sind bei der Siedlungsentwicklung verkehrssparende Sied-
lungsstrukturen durch eine möglichst breite Mischung der Nutzungen, wie z.B. Wohnen, 
Arbeiten, Bildung, Erholung anzustreben. Die Revitalisierung des zentral liegenden 
Schlossgrundstücks unterstützt, vornehmlich durch die Stärkung der Wohn- und Erho-
lungsfunktionen, die Einhaltung der genannten Grundsätze. 

• Gemäß § 6 Abs. 1 LEPro 2007 sollen die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Pflanzen- und 
Tierwelt in ihrer Funktions- und Regenerationsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken ge-
sichert und entwickelt werden. Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung ge-
tragen werden. Die Revitalisierung der brachliegenden Fläche sowie die naturnahe Ein-
bindung des Quartiers entspricht diesem Ziel.  

• Gemäß § 6 Abs. 2 LEPro 2007 soll eine Inanspruchnahme und Zerschneidung des Frei-
raums durch Infrastrukturtrassen vermieden werden. Weil mit der Revitalisierung des 
Schlossgrundstücks vor allem an bestehende Infrastrukturtrassen angeschlossen wird, ist 
von einer Zerschneidungswirkung des Freiraums nicht auszugehen. 

Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion (LEP HR) 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

Der aus dem LEPro abgeleitete LEP HR trifft als Rechtsverordnung der Landesregierungen mit 
Wirkung für das jeweilige Landesgebiet Festlegungen in textlicher und zeichnerischer Form zur 
Steuerung der Siedlungs- und Freiraumentwicklung. Die Festlegungen sind in Ziele (Z) (verbind-
liche Vorgaben der Raumordnung) und Grundsätze (G) (allgemeine Vorgaben der Raumordnung 
für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen) gegliedert. Im LEP HR werden 
textliche Festsetzungen zu folgenden Themen getroffen: 

1. Hauptstadtregion 

2. Wirtschaftliche Entwicklung, Gewerbe und großflächiger Einzelhandel 

3. Zentrale Orte, Grundversorgung und Grundfunktionale Schwerpunkte 

4. Kulturlandschaften und ländliche Räume 

5. Siedlungsentwicklung 
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6. Freiraumentwicklung 

7. Verkehrs- und Infrastrukturentwicklung 

8. Klima, Hochwasser und Energie 

9. Interkommunale und regionale Kooperation. 

Die Stadt Fürstenberg/Havel wird in der Festlegungskarte als „Siedlungsfläche“ dargestellt. Aus-
gedehnte Flächen um Fürstenberg/Havel herum sind als Freiraumverbund gemäß Ziel 6.2 dar-
gestellt. Aufgrund der Entfernung des Plangebiets zum Freiraumverbund, der geringen Größe 
des Plangebiets und der zentralörtlichen Lage, können Auswirkungen ausgeschlossen werden.  

Für die Siedlungsflächen gibt der LEP HR keine näher definierten Ziele vor. Der LEP HR setzt 
hierbei selbstverständlich keine flurstücksscharfen Abgrenzungen fest.  

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundsätze 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ wurden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB um Stellung-
nahme gebeten. In diesem Rahmen gaben die Gemeinsame Landesplanung zuletzt am 
11.03.2022 sowie Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel am 22.02.2022 ihre Zu-
stimmung zur Planung ab. 

Die Abhandlung der sonstigen Ziele des LEP HR erfolgt im folgenden Kapitel I.4.4, da dieser die 
Ziele des LEP HR übernommen hat. 

Regionalplan Prignitz-Oberhavel 2020 

Der Beschluss über den Regionalplan „Prignitz-Oberhavel“ wurde am 08.10.2020 gefasst. In der 
Festlegungskarte „Grundfunktionale Schwerpunkte“ wird Fürstenberg/Havel als Grundfunktiona-
ler Schwerpunkt (Z 1) dargestellt. Die Zielsetzungen beinhalten insbesondere die Zielsetzungen, 
die auch nach LEP HR Z.5 für Siedlungsentwicklung gelten. Daher werden sie hier aufgelistet:  

(L) Z 5.5 LEP HR  

Eigenentwicklung für den örtlichen Bedarf  

 (1) In allen Gemeinden oder Gemeindeteilen, die keine Schwerpunkte für die Wohnsied-
lungsflächenewicklung gemäß Z 5.6 sind, ist eine Wohnsiedlungsentwicklung für den ört-
lichen Bedarf im Rahmen der Eigenentwicklung nach Absatz 2 möglich.  

(2) Die Eigenentwicklung ist durch Innenentwicklung und zusätzlich im Rahmen der Ei-
genentwicklungsoption mit einem Umfang von bis zu 1 Hektar/1.000 Einwohnerinnen und 
Einwohner (Stand 31. Dezember 2018) für einen Zeitraum von zehn Jahren für Wohnsied-
lungsflächen möglich. Wohnsiedlungsflächen, die in Flächennutzungsplänen oder in Be-
bauungsplänen vor dem 15. Mai 2009 dargestellt bzw. festgesetzt wurden, aber noch nicht 
erschlossen oder bebaut sind, werden auf die Eigenentwicklungsoption angerechnet.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück“ folgen dem Ziel der Eigen-
entwicklung für den örtlichen Bedarf. Wie unter Kapitel I.2 dargelegt, ist Fürstenberg/Havel eine 
wachsende Stadt.  

 

(L) Z 5.6 LEP HR  

Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflächenentwicklung  

 (1) In Berlin und im Berliner Umland ist der Gestaltungsraum Siedlung der Schwerpunkt 
für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen. Die Festlegungen Z 5.2, Z 5.3 und Z 5.4 
gelten innerhalb des Gestaltungsraumes Siedlung nicht.  
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(2) Im Weiteren Metropolenraum sind die Oberzentren und Mittelzentren die Schwer-
punkte für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen.  

(3) In den Schwerpunkten nach Absatz 1 und Absatz 2 ist eine quantitativ uneinge-
schränkte Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen über die Eigenentwicklung hinaus 
möglich.  

Durch die Regionalbahnanbindung der Stadt Fürstenberg/Havel können die Festsetzungen des 
Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück“ auch der Erfüllung dieses Ziels entsprechen. 

 

(L) Z 5.7 LEP HR  

Weitere Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflächenentwicklung  

 Weitere Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflächenentwicklung sind die gemäß Z 3.3 fest-
gelegten Grundfunktionalen Schwerpunkte. Für die als Grundfunktionale Schwerpunkte 
festgelegten Ortsteile wird zusätzlich zur Eigenentwicklung der Gemeinde nach Z 5.5 eine 
Wachstumsreserve in einem Umfang von bis zu 2 Hektar/1.000 Einwohnerinnen und Ein-
wohner (Stand 31. Dezember 2018) der jeweiligen Grundfunktionalen Schwerpunkte für 
einen Zeitraum von zehn Jahren für zusätzliche Wohnsiedlungsflächen festgelegt. 

Das Ziel wird für die Stadt Fürstenberg durch den LEP HR nicht vorgegeben.  

  

(L) Z 2.12 LEP HR  

Errichtung oder Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen außerhalb Zentra-
ler Orte  

 (1) Die Errichtung oder die Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen ist ab-
weichend von Z 2.6 auch außerhalb der Zentralen Orte zulässig, wenn das Vorhaben 
überwiegend der Nahversorgung dient und sich der Standort in einem zentralen Versor-
gungsbereich befindet. Ein Vorhaben dient überwiegend der Nahversorgung, wenn die 
gesamte vorhabenbezogene Verkaufsfläche 1.500 Quadratmeter nicht überschreitet und 
auf mindestens 75 Prozent der Verkaufsfläche nahversorgungsrelevante Sortimente nach 
Tabelle 1 Nummer 1.1 angeboten werden. Soweit die Kaufkraft in einer Gemeinde eine 
Nachfrage für größere Verkaufsflächen im Bereich der Nahversorgung schafft, sind diese 
unter Beachtung des Kaufkraftpotenzials in der Gemeinde mit der oben genannten Sorti-
mentsbeschränkung entwickelbar.  

 (2) In den gemäß Z 3.3 festgelegten Grundfunktionalen Schwerpunkten ist die Errichtung 
oder die Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen über die in Absatz 1 ge-
troffenen Festlegungen hinaus zulässig, wenn die zusätzliche vorhabenbezogene Ver-
kaufsfläche 1.000 Quadratmeter nicht überschreitet, wobei für diese keine Sortimentsbe-
schränkung zu beachten ist. 

Die Umsetzung von größeren Einzelhandelsstandorten ist mittels der Festsetzungen im Bebau-
ungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ nicht vorgesehen.  

 

G 2  

Sicherung und Stärkung der Bündelungsfunktion  

Die Bündelungsfunktion der Grundfunktionalen Schwerpunkte soll gesichert, ge-
stärkt und entwickelt werden. Die zusätzlichen Wohnbauflächen sollen dem Versor-
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gungskern räumlich zugeordnet werden. Publikums- und kundenintensive Einrich-
tungen sollen hier ihren Standort haben bzw. mit ihrem Standort zu einer Stärkung 
der Versorgungskerne beitragen.  

 G 3  

Sicherung und Entwicklung der Verknüpfungsfunktion  

Die Erreichbarkeit der Grundfunktionalen Schwerpunkte, insbesondere der Versor-
gungskerne, soll für alle Bevölkerungsgruppen gesichert und bedarfsgerecht ver-
bessert werden. Die Verknüpfungen im öffentlichen Verkehr und zwischen den Ver-
kehrsträgern, insbesondere der Zugang zum SPNV, sollen gesichert, gestärkt und 
entwickelt werden. Die Anbindung an die Mittelzentren sowie die Metropole Berlin 
soll in guter Qualität abgesichert werden.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans entsprechen diesen Grundsätzen in hohem Maße. Er 
revitalisiert eine innerstädtische brachliegende Fläche, welche gut erschlossen im Ortskern der 
Stadt Fürstenberg/Havel liegt, sodass der Ortskern sowohl mit Wohnfunktionen gestärkt als auch 
neues Potential für Verknüpfungsfunktionen geschaffen werden kann.  

 

Bewertung der planungsrelevanten Ziele und Grundsätze 

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ werden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB um Stellung-
nahme gebeten. In diesem Rahmen gaben die Gemeinsame Landesplanung zuletzt am 
11.03.2022 sowie Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel am 22.02.2022 ihre Zu-
stimmung zur Planung ab. 

 

Sonstige regionale Planwerke 

Neben dem sachlichen Teilplan der Grundfunktionalen Schwerpunkte existieren weitere regio-
nale Planwerke: Gewerblich-industrielle Vorsorgestandorte, Rohstoffgewinnung, Windenergie-
nutzung, Freiraum und Windenergie sowie Rohstoffsicherung. Diese Pläne betreffen jedoch nicht 
das Plangebiet im Ortskern von Fürstenberg/Havel.  

 

Flächennutzungsplan 

Für die Stadt Fürstenberg/Havel existiert kein rechtskräftiger Flächennutzungsplan.  

 

Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan der Stadt Fürstenberg/Havel ist im Juli 2000 gefasst worden. Dieser stellt 
das Plangebiet im inneren der Stadt Fürstenberg als halböffentliche Grünfläche dar. Der Textteil 
setzt für das Plangebiet keine Zielstellungen fest.  

 

Lärmaktionsplan 

Derzeit ist kein Lärmaktionsplan für Fürstenberg/Havel in Kraft. Im Kapitel I.5.2. wird das Thema 

in Bezug die Immissionen, die von Bahnanlagen, der B96 und von gewerblichen Nutzungen auf 

das Gebiet einwirken, mittels Gutachten bewertet. Es existiert ein Bericht zum Lärmaktionsplan 

(3. Stufe), über den die Mitglieder des Bauausschuss am 08.11.2018 informiert wurden. Dieser 
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sieht kein Bedarf für einen Lärmaktionsplan, da innerstädtisch alle geeigneten Maßnahmen be-

reits „ausschöpflich“ umgesetzt wurden. Nur durch eine Umfahrung der B 96 könnten sich noch 

lärmmindernde Entlastungen ergeben.  

 

Angrenzende festgesetzte und im Verfahren befindliche Bebauungspläne 

Angrenzend an den Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ befinden sich keine Bebauungs-
pläne.  

 

Planfeststellungsverfahren 

Planfeststellungsverfahren sind Genehmigungsverfahren für Infrastrukturprojekte, bei denen un-
terschiedliche Interessen in besonderem Umfang berührt sind. Planfeststellungsbeschlüsse kön-
nen gefasst werden für Vorhaben auf Bundesfernstraßen (Bundesstraßen, Autobahnen) sowie 
Landstraßen, für Vorhaben der Straßenbahn und für Vorhaben der bundeseigenen Eisenbahnen 
einschließlich Anlagen der Bahn.  

Die Bundesstraße B 96 führt östlich des Plangebietes vorbei. Die Leistungsfähigkeit der Zufahrten 
zur B 96 wurde im Rahmen einer Verkehrsprüfung untersucht (siehe Kapitel I.5.1).  

 

 

Das Plangebiet befindet sich weitestgehend im gut erschlossenen Ortskern der Stadt Fürsten-
berg/Havel. Über die Jahre gab es mehrere Entwürfe und Entwicklungskonzepte für das Plange-
biet von denen jedoch keines realisiert wurde. 

Nach Erwerb des derzeitigen Eigentümers wurden erneut Konzepte gemeinsam mit der Stadt 
Fürstenberg/Havel diskutiert. Kern der Überlegungen ist das brachliegende Schloss Fürstenberg 
zu erhalten im Sinne des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB und einer neuen Nutzung (Wohnen) zuzu-
führen. Dabei sollen die historischen Fassaden und das Mauerwerk wieder instandgesetzt wer-
den sowie auch die Strukturen im Gebäudeinneren erhalten bleiben. Im Sinne einer behutsamen 
Nachverdichtung sollen neben dem historischen Schloss weitere Mehrfamilienhäuser entstehen, 
welche um eine geplante Parkanlage herum gruppiert werden. An der Bundesstraße B 96 sollen 
auf dem Plangebiet leicht versenkt im Bereich des ehemaligen Schlossgrabens PKW-Stellplätze 
entstehen, sodass die Vorfahrt mit anschließendem Ehrenhof und der Bereich um die Parkanlage 
weitestgehend frei von PKW-Verkehr bleibt. 

 

Verkehrsuntersuchung 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Nr. 15 „Schlossgrundstück“ wurde eine Verkehrstech-
nische Untersuchung durchgeführt. Mit Stand vom 06.05.2021 untersuchte die Freie Planungs-
gruppe Berlin GmbH in der „Kurzexpertise: Stellungnahme zur Verkehrserschließung des Bau-
vorhabens Schloss Fürstenberg/Havel in der Wasserstadt Fürstenberg/Havel“ die Leistungsfä-
higkeit der Anbindung der Stellplatzanlagen an die Bundesstraße B 96. Dies bescheinigt der An-
lage eine gute Qualitätsstufe „B“ (wobei A die beste und E die schlechteste Qualitätsstufe dar-
stellen). Die Auswirkungen auf die Gesamtqualität des Verkehrsflusses auf der Bundesstraße B 
96 werden als gering eingestuft.  
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Immissionsschutz  

I.5.2.1. Schalltechnische Untersuchung 

Zur Ermittlung und Bewertung der schalltechnischen Situation im Plangebiet und der einzubezie-
henden Umgebung wurde im Rahmen des Aufstellungsverfahrens eine schalltechnische Unter-
suchung durchgeführt. Die schalltechnische Situation und Prognose wird im Schlussbericht 
„Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ in Fürsten-
berg/Havel“ mit Stand vom 21.01.2022 des Ingenieurbüros Peutz Consult GmbH dargestellt. Da-
bei betrachtet das Gutachten die vier wesentlichen Lärmeinwirkungen auf das Plangebiet und 
erstellt eine Prognose des Lärms, der durch die Planung auf die Umgebung einwirkt. Die Schall-
technische Untersuchung wird Bestandteil der Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 15 „Schloss-
grundstück“ und kann zusammen mit der Planzeichnung sowie der Begründung im Rathaus Fürs-
tenberg zu den Dienstzeiten eingesehen werden.  

 

Schienenverkehr 

Durch den ca. 200 m westlich des Plangebiets verlaufenden Schienenverkehr gibt es weder tags-
über noch im Nachtzeitraum relevante Lärmimmissionen auf das Plangebiet. Der „Schienenbo-
nus“ für einen Abzug von -5 dB, der durch die Arbeitshilfe Bauleitplanung des Landes Branden-
burg ermöglicht wird, wurde für die schalltechnische Untersuchung nicht berücksichtigt, da auch 
ohne diesen Bonus die Werte bereits eingehalten werden konnten. Es entstehen auf dem Plan-
gebiet also keine Beschränkungen hinsichtlich des Schienenlärms für den Neubau und das Be-
standsgebäude des Schlosses.  

 

Gewerbelärm des Netto-Marktes 

Der Netto-Markt grenzt südlich der Schulhavel an das Plangebiet an. Daher wurde im Rahmen 
der schalltechnischen Untersuchung der Lärm, der durch den Betrieb des Marktes auf das Plan-
gebiet einwirkt, bilanziert. Hierzu zählen PKW-fahrten auf der zum Markt gehörenden Stellplatz-
anlage, Lieferverkehr (Anfahrt und Abstellen des LKW, sowie Be- und Entladen der Lieferungen) 
auf Basis der TA Lärm. Es wurden außerdem die Emissionen von kurzzeitigen Geräuschspitzen, 
von Raumlufttechnischen Anlagen, tieffrequente Geräusche sowie die Bewegungen von Ein-
kaufswagen und der Einkaufswagensammelbox in die Bilanzierung mit einbezogen. Zur Beurtei-
lung des vom Netto-Parkplatz ausgehenden Lärms auf das angrenzende Bebauungsplangebiet, 
wurde die Parkplatzlärmstudie zugrunde gelegt. Diese basiert auf worst-case Studienwerten. 

Trotz dieser strengen Herangehensweisen können die Immissionsrichtwerte der TA Lärm an allen 
betrachteten Immissionsorten im Plangebiet sowohl am Tag als auch in der Nacht eingehalten 
werden, weil die Anlieferung aufgrund der an den Netto-Markt angrenzenden bestehenden Wohn-
nutzungen, im Nachtzeitraum in der Baugenehmigung des Marktes bereits ausgeschlossen 
wurde.  

 

PKW-Stellplatz auf dem Plangebiet 

Parkplätze sind im allgemeinen Wohngebiet zur Versorgung des Gebiets gehörige allgemein zu-
lässige Nebenanlagen. Daher existieren keine Normen, die grundlegend zur Bilanzierung solcher 
Flächen anzuwenden wären. Daher wurden zur Beurteilung der Messwerte die besonders stren-
gen Richtwerte der TA Lärm angesetzt. Die schalltechnische Untersuchung kommt zu dem Er-
gebnis, dass innerhalb des Plangebietes alle Richtwerte gemäß TA Lärm sowohl im Tagzeitraum 
als auch im Nachtzeitraum eingehalten werden können. Der Richtwert gemäß TA Lärm für allge-
meine Wohngebiete von 40 dB(A) in der Nacht wird am Immissionsort IO40 auf der gegenüber-
liegenden Straßenseite geringfügig um 0,9 dB(A) überschritten. Der Richtwert für Mischgebiete 
von 45 dB(A) wird jedoch deutlich unterschritten. In Mischgebieten kann allgemein von gesunden 
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Wohnverhältnissen ausgegangen werden, sodass keine gesonderten Lärmschutzmaßnahmen 
erforderlich sind. Es ist davon auszugehen, dass nach der Umsetzung der Planung der Lärm, der 
von der Bundesstraße B 96 im Bestand ausgeht, die Geräusche der Parkplatzanlage überstrahlt 
(siehe folgende Punkte). 

 

Verkehrslärm (Bundesstraße B 96) 

Unter diesem Punkt geht es um die Verkehrslärmimmissionen, die von der Bundesstraße B 96 
auf das Plangebiet einwirken. Hierzu werden die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 
18005 herangezogen. Auf dem Plangebiet werden diese Orientierungswerte lediglich an zwei 
Messpunkten überschritten, nämlich den am nächsten zur B 96 liegenden Fassaden des Schlos-
ses Fürstenberg im Bestand. Die Überschreitungen lassen sich jedoch mit bautechnischen Lö-
sungen leicht ausgleichen. Daher wird im Kapitel II.3.4 Festsetzungen zum Immissionsschutz 
eine Festsetzung zu den bautechnischen Anforderungen gefasst.  

 

Prognose auf umliegende Gebiete 

Die Prognose des Planfalls, addiert den Lärm, der im Bestand vorzufinden ist, mit dem Lärm, der 
nach der Umsetzung der Planung im worst-case eintritt. Hierbei geht es vor allem um die Wirkung 
der Planung auf die umliegenden Wohngebiete.  

Bereits im Prognose-Nullfall (also der Prognose ohne die Umsetzung dieses Planes) kommt es 
an den Immissionsorten entlang der Bundesstraße B 96 zu Überschreitungen der Immissions-
grenzwerte der 16. BImSchV am Tag und im Nachtzeitraum. Die Beurteilungspegel liegen hier 
im Tag bei 70,5 dB(A) und in der Nacht bei 64,4 dB(A). Dies sind keine vom Plan hervorgerufenen 
Missstände. Die kumulierte Pegelerhöhung nach der Umsetzung dieses Plans ergibt jeweils eine 
Gesamtpegelerhöhung um 0,1-0,2 dB(A). An manchen Messpunkten kommt es Aufgrund der 
Schallabschattung sogar zu leichten Pegelminderungen.  

Da die Pegel im Bestand jedoch auch vor Umsetzung der Planung bereits die Gesundheits-
schwellen von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht überschreiten ist hier eine besondere 
Betrachtung erforderlich. Das Gutachten besagt hierzu auf Seite 22: 

„Da Erhöhungen des Verkehrslärms um ca. 1 dB für das menschliche Ohr nicht wahr-
nehmbar sind, kann eine entsprechende planbedingte Erhöhung des Verkehrslärms auch 
in dem besagten lärmkritischen Bereich oberhalb von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
unter Abwägungsgesichtspunkten aber hingenommen werden (OVG Münster, 
30.05.2017, Az 2 D 27/15.NE).“ 

Selbst von der im OVG Münster Urteil zitierten Schwelle von einer Erhöhung von 1 dB(A), ab der 
die Erhöhung für das menschliche Ohr hörbar wäre, sind die errechneten Pegelerhöhungen von 
0,1-0,2 dB(A) weit entfernt. Daher sind durch den planbedingten Mehrverkehr keine zusätzlichen 
Anforderungen an den Lärmschutz im Umfeld erforderlich. 

 

Baugrundgutachten 

Um den Baugrund für das Plangebiet zu bewerten, wurde im Zuge des Verfahrens ein Baugrund-
gutachten erstellt (Brandenburger Baugrundingenieure und Geotechniker GmbH. Potsdam: 
31.08.2020). In Anlage 1 des Gutachtens werden die Bohrungen kartiert dargestellt. Im Rahmen 
der Begründung wird das Gutachten lediglich zusammengefasst.  

Die oberen Geländeschichten bestehen überwiegend aus aufgefüllten Bodenschichten. Die Auf-
füllungen schwanken dabei zwischen 0,5 – 3,0 m Mächtigkeit. Die Lagerungsdichte der aufgefüll-
ten Böden fällt locker bis sehr locker aus. Darunter liegen gewachsene Sande der Bodengruppe 
SE und SU, welche tlw. mit organischen Böden durchsetzt sind. Die Lagerungsdichte dieser 
Sande in 3,2 bis 7,8 m Tiefe wird überwiegend als locker bewertet. Die Verhältnisse variieren je 
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nach Messpunkt zwischen günstigen und ungünstigen Lagerungsverhältnissen. Die Sande set-
zen sich auch unterhalb der Drucksondierungen zwischen 8,5 bis unter 15 m fort. Darunter folgen 
schluffige Sande, Schluff-Sand-Gemische sowie örtlich verschwemmte Geschiebemergel. Den 
Bereichen der schluffigen Sande wird eine mitteldichte Lagerung und den der Sand-Schluff-Ge-
mischen eine weich- bis steife Konsistenz zugeordnet.  

Oberhalb des Grundwasserstandes wurden zudem die Versickerungseigenschaften des Bodens 
bewertet. Sowohl die Auffüllungen als auch die Sande sind wasserdurchlässig. Als bedenklich 
werden jedoch die vermuteten bodenchemischen Eigenschaften der Auffüllungen erachtet, so-
dass die Versickerung von Regenwasser in diese Böden nicht empfohlen wird. Hierzu wurde ein 
eigenes Gutachten erstellt, siehe folgendes Kapitel I.5.4. Das Grundwasser liegt in den Bereichen 
ca. 5 Meter von den Uferkanten entfernt in ca. 4 Metern Tiefe.  

Aufgrund der eher lockeren Böden sind besondere Gründungsmaßnahmen bzw. bodenverbes-
sernde Maßnahmen erforderlich, da auch eine Pfahlgründung mangels ausreichend tragfähiger 
Schicht bis in 25 m Tiefe nicht nachgewiesen werden konnte. Aufgrund der Gewässerböschung 
sollten bei den bodenverbessernden Maßnahmen nur erschütterungsarme Verfahren zum Ein-
satz kommen. Das Gutachten zählt mögliche Vorgehensweisen hierzu auf.  

Im Bereich des ehemaligen Klärbeckens sind die unterirdischen Bauteile abzubrechen. Um im 
Anschluss keine großen Rückverfüllungen vornehmen zu müssen, wird hier eine Unterkellerung 
der Neubauten empfohlen. Zur Vorbereitung der Umsetzung der Planungen sind weitere Abstim-
mungen zu bodenverbessernden Maßnahmen und weitere Drucksondierungen erforderlich.  

 

Altlastenuntersuchung, Kampfmittel  

Altlastenuntersuchung 

Auf dem Schlossgrundstück fanden über die letzten Jahrhunderte diverse Nutzungen statt, wes-
halb Altlasten im Boden nicht ausgeschlossen werden können. Erste Begehungen oder Vorun-
tersuchungen ließen insbesondere an der ehemaligen Kläranlage, westlich des Garagengebäu-
des/Wartungspumpe, auf einem Bauschutthaufwerk sowie auf Schmermetallbelastungen an den 
Garagen Altlasten vermuten.  

Im Zuge der Planung wurden durch das Büro spiekermann ingenieure gmbh Altlasten und Ge-
bäudeschadstoffe untersucht. Der Bericht mit Stand vom 12.05.2021 wird im Folgenden zusam-
mengefasst:  

Für die Prüfung von Altlasten in den Böden wurden 18 Bodenproben bis 4 m Tiefe entnommen. 
Die Lage der Entnahme wird in den Anlagen zum Gutachten dokumentiert. Schadstoffe ließen 
sich vor allem in den oberen Auffüllungsschichten nachweisen. Als LAGA Z2 eingestuft wurden 
die aschehaltigen Auffüllungen rund um die Garagengebäude, der Boden um die ehemalige Klär-
anlage sowie das Bauschutthaufwerk. Böden mit den Zuordnungswerten Z2 dürften nicht oder 
nur unter bestimmten Bedingungen wieder eingebaut werden.  

In den Garagen, in der Verkleidung des Fahrstuhlturms sowie in den Fugen des Betonbeckens 
der Kläranlage konnte zudem Asbest nachgewiesen. Diese Rückstände müssen unter Einhaltung 
strenger Sicherheitsmaßnahmen abgebaut und entsorgt werden.  

Im Schlossgebäude wurden zudem Künstliche Mineralfasern (KMF), Polycyclische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK) nachgewiesen. Insgesamt wird der Aufwand für Schadstoffsanierun-
gen als gering angesehen. Die Böden der LAGA Klassen Z0 bis Z1 können an geeigneter Stelle 
wieder eingebaut werden, sofern gewährleistet wird, dass sonstige Schutzgüter nicht belastet 
werden.  
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Kampfmittel 

Im Abschlussprotokoll vom 11.03.2021 durch die Firma Kampfmittelbergung & Sprengtechnik 
wurden an 17 Messpunkten im Plangebiet in 30 cm Radius Untersuchungen vorgenommen. Es 
wurden keine Kampfmittel gefunden. Dies bescheinigt jedoch keine 100 % Sicherheit für das 
gesamte Plangebiet. Zusätzlich bescheinigt auch der Kampfmittelbeseitigungsdienst mit Schrei-
ben vom 18.03.2021, dass das Grundstück keine Verdachtsfläche darstellt.  

 

Entwässerungsnachweis 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Büro GÜRTLER & KAPLAN Ingeni-
eursgesellschaft mbH mit Stand vom 10.01.2022 ein Entwässerungsnachweis erbracht. Anfallen-
des Regenwasser kann sowohl vollständig auf dem Grundstück versickert werden als auch das 
Gewässer eingeleitet werden. Für die Einleitung ins Gewässerwurde mit einem Schreiben vom 
FD Wasserwirtschaft des Landkreises Oberhavel vom 04.03.2021 bestätigt, dass keine zusätzli-
che Genehmigung erforderlich ist.  

In der Stellungnahme des Landkreises Oberhavel FB Bauamt und Katasteramt vom 21.03.2022 
erging der Hinweis, dass für die Einleitung von Regenwasser in das öffentliche Netz eine Zustim-
mung des zuständen Betreibers der Kanalisation erforderlich ist. Die Aussage, dass das anfal-
lende Regenwasser vollständig auf dem Grundstück versickert werden kann, ist für das Verfahren 
ausreichend.  
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 Planinhalt und Abwägung 

 

Ziel der vorliegenden Planung ist eine maßvolle Nachverdichtung des derzeit brachliegenden 
Schlossgrundstücks. Die Fläche des Geltungsbereiches ist planungsrechtlich dem sogenannten 
Innenbereich gemäß § 34 BauGB der Stadt Fürstenberg/Havel zuzuordnen.  

Für den Umbau des Schlosses wurde während des Aufstellungsverfahrens eine Baugenehmi-
gung (Az 521010-06137/2021/re vom 19.07.2022) erteilt, die auch die Feuerwehrumfahrt für das 
Schloss umfasst. 

Mittels des Bebauungsplanverfahrens gemäß § 13a BauGB (siehe Kap. I.2.) können Flächen, die 
im Ortsinneren liegen,  einer geordneten städtebaulichen Entwicklung zugeführt werden. So kann 
die innerstädtische Brachfläche im Sinne des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB einer neuen Nutzung 
zugeführt werden. Das im Innenbereich liegende bestehende Schlossgebäude, dient für die da-
hinterliegende neue Wohnbebauung als erschließendes Grundstück und versorgt das ganze Ge-
biet mit Stellplätzen. Über die geplante private Grünanlage besteht eine weitere Wechselwirkung 
zwischen dem östlichen und westlichen Gebiet. Die Fläche gehört einem Bauträger, der für die 
Gesamtentwicklung der einheitlich geplanten Entwicklung einen städtebaulichen Vertrag mit der 
Gemeinde geschlossen hat.  

Für die Grundstücke im Plangebiet sollen mittels des Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück 
zwei allgemeine Wohngebiete gemäß § 4 BauNVO festgesetzt werden. Teil des Konzepts ist 
auch eine private Parkanlage mit einer öffentlichen Umwegung sowie eine Fuß- und Radver-
kehrsbrücke im Süden des Gebiets über die Schulhavel. Entlang der Bundesstraße B 96 sind 
PKW-Stellplätze für das gesamte Gebiet geplant, sodass das Gebiet weitestgehend von PKW-
Verkehr freigehalten und somit vor Lärm geschützt werden kann. Hierzu wurde bereits ein städ-
tebauliches Konzept zwischen Eigentümer und Gemeinde abgestimmt.  

 

Städtebauliches Konzept 

Der Planung liegt ein mit der Stadt Fürstenberg/Havel abgestimmtes städtebauliches Konzept 
zugrunde. Wesentliche Ziele sind die Sanierung des unter Denkmalschutz stehenden Schlosses 
Fürstenberg und einer Wiedernutzbarmachung als Wohngebäude, die Schaffung neuen Wohn-
raums auf dem hinteren Teil der Halbinsel und der dazugehörigen Erschließung. Außerdem soll 
entlang der vom Lärm vorbelasteten Bundesstraße B 96 eine Stellplatzanlage für den ruhenden 
PKW-Verkehr entstehen, der das gesamte Gebiet inklusive der Neubauten mit Stellplätzen ver-
sorgen soll und zeitgleich Bewegungen des motorisierten Individualverkehrs aus dem Gebiet her-
aushält. Sowohl das Schloss als auch die Neubauten sollen zudem ausreichend mit Fahrradga-
ragen versorgt werden.  

Im Folgenden wird das Konzept bildlich dargestellt. Die dreigeschossigen Neubauten mit ihren 
Satteldächern verfolgen das Ziel einer naturnahen Einbettung in den Landschaftsraum. Die Mitte 
des Schlossparks wird von Bebauung freigehalten, die neuen Hausgruppen erhalten einen mög-
lichst großen Abstand zum denkmalgeschützten Schloss. 

Die Haustypen gliedern sich gut in das existierende städtebauliche Bild. Die Positionierung der 
Gebäudegruppen richtet sich nach der vorgefundenen Landschaft mit den prägenden Uferlinien 
unter Erhalt des alten Baumbestands. 

Für das Schloss Fürstenberg wurde bereits ein Bauantrag genehmigt, welcher die Schaffung von 
43 Wohneinheiten vorsieht. In den Neubauten sollen voraussichtlich dreigeschossige 
Maisonettewohnungen entstehen. Hier entsteht eine Geschossfläche von ca. 6.800 m² (zulässige 
Grundfläche abzüglich der Terrassen mal drei Vollgeschosse, wovon das oberste als 
Dachgeschoss auszubilden ist).  
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Bei einer durchschnittlichen rechnerischen Geschlossfläche von ca. 170 m² je Wohneinheit 
(Geschossfläche größer als  Wohnfläche; die Erschließungsund – Konstruktionsflächen sind 
abzuziehen)  bieten die Neubauten Potenzial für ca. 40 Wohneinheiten. Insgesamt könnten somit 
ca. 83 neue Wohneinheiten entstehen.  

 
Abb. 5 – Modellansicht von oben 

 

 
Abb. 6 – Modellansicht von Nordosten 
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Bebauungspläne sind gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Die Stadt Fürstenberg/Havel hat derzeit keinen rechtskräftigen Flächennutzungsplan. Bei 
dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich somit um einen vorzeitigen Bebauungsplan 
nach § 8 Abs. 4 BauGB. Der Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ bedarf daher gemäß 
§ 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. Die Planinhalte dieses 
Bebauungsplanes werden im zukünftigen Flächennutzungsplan berücksichtigt.     

 

 

Art der baulichen Nutzung 

Wohngebiete 

Die Art der baulichen Nutzung wird zeichnerisch und textlich bestimmt. Den städtebaulichen Zie-
len folgend, soll das für die Wohnbebauung vorgesehene Grundstück im Geltungsbereich gemäß 
§ 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
zwei allgemeine Wohngebiete (WA1 und WA 2) festgesetzt werden. Es soll eine Steuerung der 
zulässigen Nutzungen gemäß § 1 BauNVO erfolgen. Demnach sollen im allgemeinen Wohnge-
biet WA 1 die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 BauNVO (Anlagen für Verwaltungen, 
Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans sein, da derartigen 
Nutzungen ein höheres Störpotential zuzuschreiben ist und sie zudem nicht den angestrebten 
Entwicklungszielen für das geplante allgemeine Wohngebiet entsprechen. Begründet kann dies 
mittels der geringen Größe des allgemeinen Wohngebiets werden, da diese Anlagen aufgrund 
ihres extensiven Flächenumfangs nicht zum Gebiet passen. Zudem können von derartigen Nut-
zungen nachteilige Auswirkungen auf das Wohnen in Form von Lärm-, Geruchs- und Schadstof-
femissionen z.B. durch ein zusätzliches Verkehrsaufkommen nicht ausgeschlossen werden. Mit 
dem Ausschluss dieser Betriebsarten gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO kann die ruhige Wohnlage für neue und bestehende Bewohner im Umkreis 
gewährleistet werden und eine unnötige Belastung des Wohngebiets, z. B. durch zusätzlichen 
Ziel- und Quellverkehr, vermieden werden. 

Für das allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist die derzeitige Bemessungsgrundlage der § 34 BauGB, 
nach welchem auch einzelne Beherbergungsbetriebe oder nicht störende Gewerbebetriebe aus-
nahmsweise zulässig wären. Die Rechte sollen durch den Bebauungsplan nicht beeinträchtigt 
werden, sie werden lagebezogen als verträglich bewertet. Daher werden die Ausnahmen gemäß 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 und 2 BauNVO im WA 1 nicht ausgeschlossen. 

Insgesamt wird die Zweckbestimmung der allgemeinen Wohngebiete durch den festgesetzten 
Ausschluss von Nutzungen nicht beeinträchtigt, da allgemeine Wohngebiete vorwiegend dem 
Wohnen dienen sollen und die Mehrzahl, der in den allgemeinen Wohngebieten über das Woh-
nen hinaus maßgeblich prägenden Nutzungen auch weiterhin dem § 4 BauNVO folgen. 

Zur Steuerung der zulässigen Nutzungen in den allgemeinen Wohngebieten soll die folgende 

textliche Festsetzung (TF) getroffen werden. 

TF 1 Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahms-

weise zulässigen Nutzungen (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstel-

len) unzulässig. 

Rechtsgrundlagen: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO und § 4 BauNVO 
 

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 soll  ebenfalls eine Steuerung der zulässigen Nutzungen ge-
mäß § 1 BauNVO erfolgen. Demnach sollen im allgemeinen Wohngebiet WA 2 alle Ausnahmen 
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gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Ge-
werbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) nicht Bestandteil 
des Bebauungsplans sein, da derartigen Nutzungen ein höheres Störpotential zuzuschreiben 
ist,sie nicht dem Entwicklungsziel der Wohnraumschaffung sowie den Entwicklungszielen der 
Stadt Fürstenberg entsprechen.  
 

TF 2 Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahms-

weise zulässigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stö-

rende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) 

unzulässig. 

Rechtsgrundlagen: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO und § 4 BauNVO 

 

Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) soll im Rahmen des Bebauungsplans 
verbindlich durch zeichnerische Festsetzungen in Verbindung mit textlichen Festsetzungen gere-
gelt werden. 

Damit die Vorgaben des städtebaulichen Konzepts planungsrechtlich gesichert werden können, 

werden baufensterbezogen die zulässigen Grundflächen (GR) gemäß § 16 Abs. 2 und 3 BauNVO 

i.V. mit § 19 BauNVO als Höchstmaß bestimmt. Außerdem wird baufensterbezogen die Zahl der 

zulässigen Vollgeschosse gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 3 i.V. mit § 20 BauNVO, die Zahl der maximalen 

Zahl von Vollgeschossen festgesetzt. Das Schloss Fürstenberg/Havel soll als Bestandsgebäude 

erhalten bleiben und saniert werden. Das Schloss, welches als Baudenkmal in der Landesdenk-

malliste (Nummer 09165237) eingetragen ist, bleibt in seiner Form erhalten. Das Baufenster ist 

so groß, wie das darinstehende Baudenkmal. Daher ist die Ausweisung einer Grundfläche in m² 

nicht erforderlich. Die Grundflächen werden mittels einer Tabelle im Kapitel II.3.9 Flächenbilan-

zierung dennoch mit kalkuliert.  

TF 3 Als zulässige Grundfläche des Baudenkmals wird die im zeichnerischen Teil fest-
gesetzte überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 BauNVO  

 

Da das Schloss Fürstenberg im Zuge seiner Erhaltung und Sanierung in ein Mehrfamilienhaus 
umgenutzt wird, ist je Wohnung im Erdgeschoss auch ein Austritt aus der Wohnung geplant. Die 
Anpassungen an der baulichen Substanz des Baudenkmals wurden mit der Denkmalbehörde 
abgestimmt. Um dem Ziel dieser Freisitze planungsrechtlich zu entsprechen, ohne die Erweite-
rung/ Veränderung des Baudenkmals vorzubereiten, wird ein Umfang von Abweichungen textlich 
festgesetzt. Die hier genannten „Freisitze“ folgen der Nomenklatur, welche in diesem Verfahren 
auch für weitere terrassenähnliche bauliche Anlagen verwendet wird.   

TF 4 Ein Vortreten von Freisitzen über die Baugrenze des Baudenkmals ist zulässig, 
sofern die Grundfläche von 300 m² sowie eine Tiefe von 3,0 Metern nicht überschritten 
wird. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V. mit § 23 Abs. 2 und 3 Satz 3 BauNVO 

Im Zusammenwirken mit den Bestimmungen des § 19 Abs. 4 BauNVO, der bezüglich der Versie-
gelung von Grundstücken durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen ge-
mäß § 14 BauNVO und unterirdischen baulichen Anlagen eine Überschreitung der zulässigen 
GRZ von 50 % zulässt, muss für die im Zusammenhang zu betrachtenden allgemeinen Wohnge-
biete WA 1 und WA 2 eine Abweichung von den Regelungen des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO 
getroffen werden. Diese ist notwendig, um das abgestimmte städtebauliche Konzept realisieren 
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zu können. Die Anzahl gewünschter Stellplätze entlang der Bundesstraße B 96 soll zur Versor-
gung des gesamten geplanten Baugebietes dienen, um keinen Parkdruck auf angrenzende Be-
reiche Fürstenberg/Havels ausüben. 

Außerdem bestehen aufgrund der öffentlichen Wege um die Parkanlage, dem Zugang über die 
Brücke, den besonderen Anforderungen an Anleiterungsflächen für die Feuerwehr um das 
Schloss herum sowie der historischen Zufahrt besondere Anforderungen an den Flächenbedarf 
für die Nebenanlagen. Um jedoch auch weitere Nebenanlagen wie beispielsweise Fahrradstell-
plätze, Müllcontainerstellplätze, Heckengärten und weitere Nebenanlagen zu ermöglichen, ist 
eine Überschreitung der festgesetzten GRZ durch Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO bis zu 
einer GRZ von60 vom Hundert erforderlich. Im Zusammenhang der im Zentrum stehenden Park-
anlage soll eine naturnahe Gestaltung der Außenanlagen erfolgen.   

TF 5 Im allgemeinen Wohngebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen 
von Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO, bis zu einer Grundflächenzahl von höchs-
tens 60 vom Hundert überschritten werden. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 14 und § 19 Abs. 4 BauNVO 

Wie aus dem städtebaulichen Konzept hervorgeht, sollen keine für den Ort unüblich großen 
Hauptanlagen entstehen. Zwischen die einzelnstehenden Hauptanlagen sollen niedrige einge-
hauste Fahrradstellplätze, Müllplätze (Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO) oder ähnliches ermög-
licht werden. Diese werden mittels textlicher Festsetzung Nr. 10 auch in ihrer Höhe planungs-
rechtlich gesteuert. 

Trotz der nah stehenden überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Abstandsflä-
chen von 0,4H gemäß § 6 BbgBO einzuhalten. Dies sorgt zeitgleich auch für eine Regulierung 
für die Schaffung oder vielmehr nicht-Schaffung ungewöhnlich hoher Vollgeschosse.  

 

Überbaubare Grundstücksflächen 

Durch die durch Baufenster dargestellten überbaubaren Grundstücksflächen in Verbindung mit 
der maximal zulässigen Grundfläche gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO, kann das gewünschte städte-
bauliche Bild hinreichend definiert werden. Wie aus dem städtebaulichen Konzept hervorgeht, 
sollen keine für den Ort unüblich großen Hauptanlagen entstehen. 

 

Stellplatzanlagen und Flächen für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Das Plangebiet wird östlich durch die Bundesstraße B 96 verkehrlich erschlossen und mit den 
Medien versorgt. Derzeit hat das Grundstück nur einen Eigentümer, der darauf die Leitungen je 
nach Bedarf verlegen und die innere Erschließung seinen Bedürfnissen folgend umsetzen kann.  

Wie in den Planungszielen in Kapitel II.1 bereits dargelegt, soll das Gelände des Schlossgrund-
stücks für die Öffentlichkeit zugänglich bleiben und über eine zusätzliche Wasserüberquerung 
über die Schulhavel begehbar werden. Der Bauherr plant eine innere Erschließung seines Grund-
stücks für Feuerwehr, Müllabfuhr, Umzugsfahrzeuge der Anwohner und eine kurzzeitige PKW-
Befahrbarkeit zum Be- und Entladen von beispielsweise schweren Einkäufen der Anwohner. 

Wesentliches städtebauliche Ziel ist es planungsrechtlich zu sichern, dass das Wohngebiet wei-
testgehend von PKW-Verkehrs freizuhalten ist. Dies schützt die Neubauten im WA 2 sowie die 
Rückseite des Schlosses vor zusätzlichen Lärmimmissionen. Mittels textlicher Festsetzung wird 
geregelt, dass Stellplätze nur auf den dafür vorgesehenen Stellplatzanlagen errichtet werden dür-
fen. Die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Stellplatzanlagen sind hierin so dimensioniert, 
dass jeder Wohnung mindestens ein PKW-Stellplatz zugeordnet werden kann. 

Rein rechnerisch ergibt sich aus den ca. 3330 m² Stellplatzanlagen unter der pauschalen An-
nahme von 25 m² pro Stellplatz inkl. Zufahrt eine Anzahl von 133 Stellplätzen – hierin sind Grün-
streifen oder ein Baumerhalt nicht bilanziert. Daher wird nach Umsetzung der Planung von 20-30 



Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“  Stadt Fürstenberg/Havel 
  Satzungsexemplar der Begründung  

Stand: 16.08.2023         
    

 

 28 

Stellplätzen weniger ausgegangen. Mangels Stellplatzsatzung wird weder eine mindest- noch 
eine maximal Stellplatzanzahl festgesetzt. 

Bei den außerhalb der Flächen St ausnahmsweise zulässigen Stellplätzen handelt sich nicht um 
eine unzulässige Zulässigkeitserweiterung, da alle Stellplätze dem Bedarf des Baugebiet zuzu-
ordnen sind. Es handelt sich vielmehr um einzelne räumlich derzeit nicht festgelegte Flächen, die 
zum Abstellen von einzelnen Fahrzeugen geeignet sind. Es handelt sich somit um Stellplätze im 
bauordnungsrechtlichen Sinn, die jedoch nur temporär genutzt werden sollen. Aufgrund der 
räumlichen Entfernung der Gebäude zu den Flächen St ist davon auszugehen, dass Liefer-
dienste, aber auch eigene Fahrzeuge z.B. nach größeren Einkäufen bei den Gebäuden oder für 
Besuche mobilitätseingeschränkter Personen zum Be- und Entladen kurzzeitig abgestellt werden 
müssen.  

Die Sicherstellung dieser Planungsziele erfolgt i.V.m. dem städtebaulichen Vertrag. 

TF 6 Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze nur innerhalb der Fläche St zulässig. 
Einzelne Stellplätze außerhalb der Flächen St können ausnahmsweise zugelassen werden. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO  

Die in der Planzeichnung mit G1 bezeichnete Fläche definiert die Funktionsweise der Wege für 
den Fuß- und Radverkehr um das Schloss und die Parkanlage herum. Die Wege können zusätz-
lich auch von Anwohnern und den örtlichen Versorgungsträgern und der Feuerwehr verwendet 
werden. Die Belastbarkeit des Materials muss in der Bauausführung nachgewiesen werden und 
ist nicht Gegenstand der Festsetzungen des Bebauungsplans. Die Flächen G1 und G2 zeigen 
die Funktionsweise der herzustellenden Wegebeziehung auf und stellen keinen exakten Verlauf 
der Durchwegungen dar. Hierzu zählt beispielsweise die Voraussetzung der Beachtung von Kur-
venradien für entsprechende Fahrzeuge von Feuerwehr und Müllabfuhr.  

Die Fläche G2 erschließt das Gebiet zusätzlich neu von Süden her über die Schulhavel. Die 

Brücke über die Schulhavel ist mittels städtebaulichem Vertrag zu regeln und auszugestalten. Für 

das Wegerecht einen Korridor festzusetzen, wird nicht verfolgt. Die geplante Brücke steht in voller 

Breite für die Begünstigten zur Verfügung. Auch außerhalb der Brückenfläche ist eine „Korridor-

festsetzung“ nicht erforderlich. Abweichungen von den festgesetzten Wegeflächen sind im Übri-

gen zulässig, da unter der Bedingung der Einhaltung der festgesetzten Verbindungsfunktion 

durch ein Abweichen der später tatsächlich eingetragenen Wegerechte keinen Widerspruch zu 

den Festsetzungen des Bebauungsplans gemäß § 30 Abs. 1 Satz 1 BauGB entsteht (s. Finkeln-

burg, BauR 3/1996 S. 303 ff). 

Der Eigentümer des Grundstücks bereitet für den späteren Vollzug eine zeitliche Beschränkung 
der Zugänglichkeit seiner Flächen vor.  

TF 7 Die Fläche G1 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer Breite von 3,5 m zu-
gunsten der Öffentlichkeit zu belasten. Die Fläche G2 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht 
in einer Breite von 2,8 m zugunsten der Öffentlichkeit zu belasten. 

Rechtsgrundlage: § 9 Absatz 1 Nr. 21 BauGB 

 

Grünordnerische Festsetzungen  

Den städtebaulichen Zielen und dem städtebaulichen Konzept folgend, soll zwischen dem 
Schloss und den Neubauten möglichst viel Freifläche bestehen bleiben. Um dies auch planungs-
rechtlich zu sichern, wird im Zentrum des Plangebiets eine private Parkanlage zeichnerisch fest-
gesetzt. Diese ist von der Eigentümerin als solche anzulegen und zu unterhalten. 

Außerdem wird mit 5 Metern Abstand vom Ufer vom Süden an der Brücke beginnend umlaufend 
bis in den Norden vor das Garagenbestandsgebäude planungsrechtlich eine Fläche für die Bin-
dungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
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zungen sowie von Gewässern gesichert. Dadurch kann der Bereich um das Ufer möglichst na-
turnah bewahrt werden. Außerdem gibt es Hinweise auf die Aktivität eines oder mehrerer Biber-
individuen im Uferbereich des Plangebietes (siehe Kapitel III.1.1.). Um die Nutzung des Bibers 
zu sichern, soll die Fläche mit Pflanzbindung möglichst naturnah belassen werden.  

Der Fläche mit Pflanzbindung kommen somit zwei Funktionen zu. Die erste ist die Bindung von 

Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB. Die zweite Funktion ist die Maßnahmenfläche 

zum Schutz des Uferrandstreifens. Diesem Randstreifen kommt auch eine Bedeutung für die sich 

am Gewässer vorgefundenen Hinweise auf Biber zu, die sich trotz der im Bestand umgebenen 

Wohnbebauung dort aufhalten. Daher soll der Uferrandstreifen naturnah belassen werden.  

Zugleich stellen die Erhaltungsbindung und die Festsetzung der Zulässigkeit baulicher Anlagen 

keinen Widerspruch dar. Gesichert wird damit allerdings, dass die zulässigen baulichen Anlagen 

so in die Fläche eingepasst werden müssen, dass die Naturwertigkeit möglichst wenig betroffen 

ist. Dies kann und soll nicht durch eine räumliche Vorwegnahme erfolgen, da sich der Naturzu-

stand verändern könnte.  

Der naturnahe Gehölzstreifen der Böschung entlang der Uferkante ist zu erhalten. Notwendige 

Pflegemaßnahmen sollen im Sinne des natürlichen Zustandes durchgeführt werden. Das Er-

scheinungsbild und die Funktion des Uferstreifens sollten nicht verändert werden.  

Neupflanzungen sind mit heimischen Gehölzen und Sträuchern durchzuführen und sollen der 

Wiederherstellung, Stärkung und Erweiterung des Naturraumes entlang der Gewässerbö-

schung dienen.  

TF 8 In der Fläche mit Pflanzbindung ist ein naturnah gestalteter Pflanzstreifen zu erhal-
ten. Innerhalb dieser Fläche sind höchstens 19 Freisitze mit einer Grundfläche von maxi-
mal 18 m² zulässig. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB 

Dem Ziel der landschaftlichen Einbindung folgend, sollen zudem mindestens 50 % der Dachflä-
chen von Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO durch Bepflanzung begrünt werden. Das Konzept 
sieht derzeit zwischen den Neubauten flache und überdachte Nebenanlagen, wie Müllabstellflä-
chen, Fahrradstellflächen oder Abstellräume vor. Mit Rücksicht, dass auch andere Bestandsne-
benanlagen (wie das ehemalige Garagengebäude) erhalten bleiben und weiterhin als Nebenan-
lagen genutzt werden sollen und deren Dächer ggfs. nicht für die Bepflanzung geeignet sind, wird 
ein Schlüssel von 50 % gewählt. Zur Sicherung der Qualität dieser Bepflanzung ist eine mindes-
tens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die planungsrechtliche Sicherung wird mittels 
textlicher Festsetzung Nr. 11 erreicht (s. Kap. II.3.7, da mit der Festsetzung auch gestalterische 
Ziel erreicht werden sollen). 

 

Festsetzungen zum Immissionsschutz 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung durchge-
führt (Ingenieurbüro Peutz GmbH, Schalltechnische Untersuchung). Die Ergebnisse der Untersu-
chung sind in Kapitel I.5.2.1 zusammengefasst. 

Im Plangebiet wird die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets WA planungsrechtlich gesi-
chert. Die im vorliegenden Fall prognostizierten verkehrslärmbedingten Überschreitungen der 
Orientierungswerte der DIN 18005 begründen keine städtebaulichen Missstände, die durch die 
Überplanung verfestigt würden. Die Überplanung ändert an den real existierenden Wohnverhält-
nissen nichts. 

Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG 
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Der Trennungsgrundsatz verlangt, dass Flächen (z. B. Baugebiete) so einander zugeordnet wer-
den, dass schädliche Umwelteinwirkungen – insbesondere auf Wohngebiete – so weit wie mög-
lich vermieden werden. Idealtypisch würde man entlang einer Störungsquelle (z. B. entlang einer 
lärmbelasteten Straße) Industrie- oder Gewerbegebiete ansiedeln. An diese würden sich ge-
mischte Nutzungen (z. B. Mischgebiete, Kerngebiete) anschließen. Erst dann sollten Wohnge-
biete folgen. Durch diese Abfolge von Baugebieten erreicht man eine weitestgehend störungs-
freie Nachbarschaft zwischen den einzelnen Gebieten. 

Relativiert wird der Trennungsgrundsatz durch das Gebot des schonenden Umgangs mit Grund 
und Boden, dem Vorrang der Innenentwicklung und dem städtebaulichen und stadtsoziologi-
schen Ziel der räumlichen Nähe und Einheit von Wohnen, Arbeit und Freizeit. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sollen vor dem Hintergrund der städtebaulichen Ent-
wicklungsziele in Einklang mit dem Grundsatz der Innenentwicklung aus § 1a Abs. 2 BauGB ste-
hen, indem bereits erschlossene und mit kommunaler Infrastruktur versorgte Flächen prioritär für 
eine Bebauung in Anspruch genommen werden sollen. 

Im vorliegenden Fall ist festzuhalten, dass eine städtebaulich gewünschte und verträgliche Ent-
wicklung der innerstädtischen Fläche unter Berücksichtigung des Trennungsgrundsatzes möglich 
ist. Um das Gebiet herum gruppieren sich ebenfalls größtenteils Wohnnutzungen, sowie die ge-
werbliche Nutzung eines Nahversorger-Marktes südlich angrenzend an die Schulhavel. Wie aus 
der schalltechnischen Untersuchung hervorgeht, liegen die Immissionen gem. TA Lärm, die vom 
Nahversorger auf das Plangebiet einwirken sowohl am Tag als auch in den Nachtzeiträumen 
unterhalb der Grenzwerte für allgemeine Wohngebiete.  

Aktive Lärmschutzmaßnahmen 

In der Reihenfolge möglicher Immissionsschutzmaßnahmen sind aktive Maßnahmen grundsätz-
lich passiven Maßnahmen vorzuziehen, da sie nicht nur die Nutzungen im Gebäude vor schädli-
chen Immissionen schützen, sondern auch die zu den Gebäuden gehörenden Außenwohnberei-
che und Grundstücksfreiflächen besser nutzbar machen. Aufgrund der örtlichen Bedingungen, 
wie etwa der mangelnden Wirksamkeit durch die großen Abstände zu den Geräuschquellen, ist 
die Anwendung aktiver Lärmschutzmaßnahmen in Form von Lärmschutzwänden oder –wällen im 
B-Plangebiet nicht sinnvoll möglich, da sie keine wesentliche und flächendeckende Pegelminde-
rung erwirken können. 

Passive Schallschutzmaßnahmen 

Da aktive Lärmschutzmaßnahmen nicht zu den erwünschten Ergebnissen zu führen sind, die 
passive Schallschutzmaßnahmen vorzunehmen. Insbesondere der Lärm, der von der Bundes-
straße B96 auf das Plangebiet einwirkt, muss hierbei berücksichtigt werden. Wie aus den Ergeb-
nissen der Schalltechnischen Untersuchung hervorgeht, können mit milden bautechnischen Mit-
teln die Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten werden. In der Praxis ist dies nur an zwei 
Messpunkten der Fall (vgl. Kapitel I.5.2.1). Dazu schlägt die folgende Festsetzung beispielsweise 
den Einsatz schallgedämmter Lüfter vor. Die Ziele können jedoch auch mit anderen Lösungen 
bautechnischer Art erreicht werden (z.B. Hamburger Fenster). Diese Lösungen sollen mit der 
folgenden Festsetzung somit nicht ausgeschlossen werden, sofern nachgewiesen werden kann, 
dass in Hinblick auf den Schallschutz und die ausreichende Belüftung gleichwertige Maßnahmen 
bautechnischer Art durchgeführt werden können.  

TF 9 Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm müssen bei Errichtung, Änderung oder Nut-
zungsänderung von baulichen Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthalts-
räume der Gebäude im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein bewertetes Gesamt- 
Bauschalldämm-Maß (R‘w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung gemäß DIN 4109-
1:2018-01 zu ermitteln ist: 

 R’w, ges   = La – KRaumart 

 mit La   = maßgeblicher Außenlärmpegel 
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 mit KRaumart  = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen 

    = 35 dB für Büroräume und Ähnliches. 

Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Ab-
schnitt 4.4.5.3 gemäß DIN 4109-2:2018-01. 

Dabei sind die lüftungstechnischen Anforderungen für die Aufenthaltsräume beispiels-
weise durch den Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen Bereichen mit nächtlichen 
Beurteilungspegeln >50 dB(A) zu berücksichtigen. 

Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2:2018-01 
geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten. 

Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) sind aus den ermittelten 
Beurteilungspegeln der Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15 
„Schlossgrundstück“ in Fürstenberg/Havel vom 21.01.2022 abzuleiten, welche Bestandteil 
der Satzungsunterlagen ist. 

Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im 
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB 

Die Schalltechnische Untersuchung wird Bestandteil der Unterlagen zum Bebauungsplan Nr. 15 
„Schlossgrundstück“ und kann zusammen mit der Planzeichnung sowie der Begründung im Rat-
haus Fürstenberg zu den Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Um dem städtebaulichen Bild der Nachbarschaft näher zu kommen und um mit den geplanten 
Neubauten noch stärker den Eindruck einer historisch gewachsenen Struktur zu vermitteln, soll 
die Dachform festgesetzt werden. Um die Dachform der Neubauten im allgemeinen Wohngebiet 
WA planungsrechtlich zu sichern, wird die Dachform gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 
1 BbgBauO als Satteldach 35°- 45° ausgewiesen. Die hier zulässigen Neigungswinkel und Dach-
formen werden auf der Planzeichnung zeichnerisch dargestellt. Damit die drei Vollgeschosse je-
doch vollständig ausgenutzt werden können, stellt die textliche Festsetzung Nr. 10 klar, dass das 
oberste Vollgeschoss im Dachgeschoss zulässig ist.  

Trotz der nah stehenden überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sind die Abstandsflä-
chen von 0,4H gemäß § 6 BbgBO einzuhalten. Dies sorgt zeitgleich auch für eine Regulierung 
für die Schaffung oder vielmehr nicht-Schaffung ungewöhnlich hoher Vollgeschosse.  

TF 10 Auf den überbaubaren Grundstücksflächen mit der Festsetzung (G) ist das 
oberste zulässige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden.  

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 (1) BbgBO 

 

Um eine einheitlichere Gestaltung der Nebenanlagen im Plangebiet planungsrechtlich zu sichern, 
sollen diese mittels textlicher Festsetzung in Ihrer Höhe, Dachform und Begrünung näher erläutert 
werden. Neu errichtete Nebenanlagen dürfen eine maximale Höhe von 4,0 m nicht überschreiten 
und sind mit Flachdächern auszubilden. Dabei wurde die zunächst hoch erscheinende Höhe von 
4,0 m deshalb gewählt, weil aufgrund des starken Gefälles in den Randbereichen des Gebiets 
die Errichtung von Nebenanlagen immer noch möglich bleiben soll. Hierbei ist der nächstliegende 
Höhenpunk der Vermessergrundlage einzubeziehen. Für technische Aufbauten soll diese Höhe 
hingegen nicht gelten, damit es planungsrechtlich möglich bleibt auf den Nebenanlagen beispiels-
weise Solaranlagen zu betreiben.    
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Das im Bestand befindliche ehemalige Garagengebäude soll erhalten bleiben, welches dieser 
Gestaltung derzeit nicht entspricht. Damit bei einer erneuten Nutzungsaufnahme die vorhandene 
Bausubstanz weiterverwendet werden kann, soll es mittels der Fläche A-B-C-D-A von der Fest-
setzung ausgenommen werden. Nach Abgang des Gebäudes gelten die Regelungen für Neu-
bauten.  

TF 11 Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO dürfen eine Höhe von maximal 4,0 m nicht über-

schreiten. Die Dächer sind als Flachdächer auszubilden und zu mindestens 50% zu begrü-

nen. Es ist eine mindestens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die festgesetzte 

Höhe darf durch technische Aufbauten und Schornsteine überschritten werden. Diese 

textliche Festsetzung gilt nicht für die Weiterverwendung des Bestandsgebäudes inner-

halb der Fläche A-B-C-D-A. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB und § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 87 Abs. 1 BbgBO 

 

Verkehrsflächen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 15 „Schlossgrundstück“ befinden sich keine Ver-
kehrsflächen. Jedoch grenzt im Osten die Straßenverkehrsfläche der Bundesstraße B 96 an. Aus 
diesem Grund wurde gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 festgesetzt, dass die Geltungsbereichsgrenze 
zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 zugleich Straßenbegrenzungslinie ist.  

TF 12 Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 ist zu-
gleich Straßenbegrenzungslinie. 

Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

 

Flächenbilanzierung 

Der Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ bedient sich der Festsetzung von Grundflächen 
als Höchstmaß statt der Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) sowie der Zahl der maximal 
zulässigen Vollgeschosse statt einer Geschossflächenzahl (GFZ). Um dennoch einen Überblick 
über die Gesamtzahl der versiegelbaren Flächen zu gewährleisten, werden hier die rechneri-
schen Werte unter der Annahme der maximalen Ausnutzung, der als Höchstwert ermittelten 
Grundflächen tabellarisch dargestellt.  

Gebiet Baugebiets-

fläche in m² 

Überbaubare Grundstücksflä-

che gemäß § 19 Abs. 2 

BauNVO in m² 

Überbaubare Grundstücksfläche 

gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO gem. 

textlicher Festsetzung Nr. 5 in m² 

WA 23.375 4.715 (davon 3.000 m² Neubau 
inkl. Terrassen und 1.715 m² für 
das Schloss inkl. Freisitze) 

14.020 

Stellplatz-
fläche 

  davon 3.330 

Parkanlage 4.370   

Tabelle 1 – Flächenbilanz 

Die rechnerische GRZ gemäß § 19 Abs. 2 BauNVO liegt bei 0,2 und liegt somit unterhalb der 
Orientierungswerte gemäß § 17 BauNVO. 

 

Wesentliche Inhalte des städtebaulichen Vertrags 

Ergänzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplans wird ein städtebaulicher Vertrag zwi-

schen der Gemeinde und dem Eigentümer (Vorhabenträger) geschlossen, der folgende Inhalte 

haben soll:  
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Kostenübernahme 

• Planer und Gutachter 

Artenschutz 

• Bauzeitenregelung i.V.m Baugenehmigungsverfahren 

• Ökologische Baubegleitung mit der Durchführung der in der Artenschutzprüfung genannten 

CEF-Maßnahmen 

• Schutz vor Biberschäden an Bestandsbäumen und neuen Bäumen 

• Regulierungen zur Beleuchtung der Freianlagen (i.S.d. § 54d i.V. m. § 41a BNatSchG) 

 

Erschließung 

• Herstellung von Erschließungsanlagen  

• Errichtung und Übergabe des Brückenbauwerks über die Schulhavel an die Stadt  

• Ausnahmsweise Zeitregelung für Wohnortnahe-Stellplätze 

Boden 

• Verpflichtung der Sanierung der Bodenbelastungen im notwendigen Umfang 

 

Nachrichtliche Übernahmen und Hinweise  

Hinweise auf der Planzeichnung haben keinen Normcharakter, sollten aber im weiteren Verfahren 
Beachtung finden. Sie zielen auf wünschenswerte Handlungsweisen von Akteuren ab (Empfeh-
lung), dienen einer besseren Verständlichkeit des Plans (Klarstellung), weisen auf außerhalb des 
Planungsrechts liegende gesetzliche Pflichten hin oder geben wünschenswerte Zielstellungen 
an, die nicht festgesetzt werden können oder keinen Festsetzungscharakter haben. Folgende 
Hinweise sind in die Planzeichnung aufgenommen worden: 

1. Die Planung liegt im Bereich der Bodendenkmale Nr. 70250, 70257, 70259 und 70260. Ent-
deckungen von Bodendenkmälern sind der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen 
(§§ 15 u. 16 DSchG). 
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Abb. 7 Bodendenkmale gemäß BLDAM 2023 

 

2.  Das Schlossgebäude auf dem Grundstück ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Landes-
denkmalliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen.  

 

Hinweise zum Artenschutz 

3. Vor Durchführung von Baumaßnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbeständen ist 
zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatschG) für besonders geschützte Tierarten (z.B. Vögel, Fledermäuse) ge-
mäß § 7 Abs. 2 Nr. 13b und Nr. 14 c BNatschG eingehalten werden. Andernfalls sind bei der 
jeweils zuständigen Behörde artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen (§ 45 Abs. 7 
BNatschG) einzuholen. Hieraus können sich besondere Beschränkungen / Auflagen für die 
Baumaßnahmen ergeben. (z.B. Regelungen der Bauzeiten, Herstellung von Ersatzquartie-
ren). 

Der Baum mit Nummer 34 (vgl. Kapitel I.3.3.3) ist zudem als Naturdenkmal eingetragen zeichne-
risch auf der Planzeichnung nachrichtlich übernommen worden.  

4. Gemäß §28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenkmals gemäß Baumun-
tersuchung vom 23.03.2021 (Stieleiche mit der Baumnummer 34) sowie alle Handlungen, 
die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderungen eines Naturdenkmals führen 
können, verboten. Es gelten die Schutzmaßnahmen der DIN 18920. 

 

Abwägung der öffentlichen und privaten Belange 

 

Öffentliche Belange 
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Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse (§ 1 Abs. 6 
Nr. 1 BauGB) 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück“ sollen die Voraussetzungen 
geschaffen werden, das brachliegende Gebiet im Innenstadtbereich der Stadt Fürstenberg/Havel 
zu revitalisieren.  

Das Plangebiet ist an drei Seiten umgeben von Wasser sowie der Bundesstraße B 96. Sowohl 
von der Straße als auch dem Netto-Markt südlich des Gebiets wirken Lärmimmissionen auf die 
Grundstücke ein. Wie aus der schalltechnischen Untersuchung jedoch hervorgeht, können mit 
den Immissionen auf dem Grundstück mit milden bautechnischen Anforderungen gesunde Wohn-
verhältnisse realisiert werden. Für Bewohner in der Nachbarschaft liegt die Gesamtpegelerhö-
hung um 0,1 dB(A) weit unter der für das menschliche Ohr hörbaren Schwelle.  

Um die Gesundheit der zukünftigen Bewohner nicht zu gefährden, wurde außerdem ein Altlas-
tengutachten erstellt, welches schädliche Vorbelastungen im Boden festgestellt hat. Die Vorbe-
lastungen sind im Zuge einer Realisierung der Planung zu beseitigen. Die Folge ist eine Verbes-
serung der Bodenqualität.  

Für das allgemeine Wohngebiet sollen keine Abstandsflächenunterschreitungen vorbereitet wer-
den, sodass für die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse keine Beeinträch-
tigungen zu erwarten sind. 

  

Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 

Die verschiedenen Belange der Wohnbedürfnisse erfahren durch die Festsetzung von Baugebie-
ten, die vorwiegend dem Wohnen dienen (allgemeine Wohngebiete), eine besondere Gewich-
tung. Um Spannungen auf dem Wohnungsmarkt vorzubeugen, ist das Schaffen neuer Angebote 
von Wohngebieten ein geeignetes Mittel. Daher soll mit der vorliegenden Planung eine bisher 
nicht genutzte innerstädtische Fläche für den Wohnungsbau gesichert werden. 

 

Soziale und kulturelle Bedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB) 

In den allgemeinen Wohngebieten sind nach Maßgabe des § 4 Abs. 2 BauNVO Einrichtungen für 

soziale und kulturelle Zwecke allgemein zulässig. 

Gesundheitseinrichtungen, Kindergärten und Spiel- und Sportplätze sind in Fürstenberg/Havel 

bedarfsgerecht vorhanden. In südwestlicher Richtung befindet sich 2 Kindergärten. Eine weitere 

KiTa ist von privater Seite aus in der nahgelegenen Bahnhofstraße geplant. Die Schaffung einer 

weiteren KiTa bzw. ein zusätzliches Angebot zu Kinderbetreuung ist im Plangebiet derzeit nicht 

vorgesehen. Die Grundschule Fürstenberg liegt ca. 1,5 km südlich des Plangebiets. Darüber hin-

aus gibt es seit 2019 die „Freie Naturschule im Fürstenberger Seenland“ (Oberschule mit inte-

grierter Grundschule). Zum Beginn des Schuljahres 2021/2022 erfolgte der Umzug in das Ge-

bäude des ehemaligen Brandenburgischen Forstmuseums in der Rathenaustraße (ca. 200 m 

entfernt vom Schlossgelände). Weiterführende Schulformen wie Gymnasien sind in Gransee und 

Neustrelitz angesiedelt.  

Kita- und Hortbedarfsplan 

Die sich in der Nähe vom Vorhabengebiet befindlichen Kitas „Kleine Strolche“ mit 53 % Belegung 

und „Spatzennest“ mit 89 % Belegungweisen ausreichende Kapazitäten auf. Der Bedarf an Kita-

plätzen kann selbst unter worst-case Annahmen aus dem Kita-Bedarfsplan bis 2030 gedeckt 

werden. Für den Bereich Hort wird langfristig eine Kapazitätserhöhung als sinnvoll erachtet, kurz 

bzw. mittelfristig werden die Kapazitäten jedoch als ausreichend bewertet.  

Schulentwicklungsplan 
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Rechnet man das Potenzial der neu entstehenden Wohneinheiten (vgl. Kapitel II.1.1) mit dem 

üblichen Rechnungsweg des Bedarfs nach Schulplätzen entsteht durch die Planung ein Bedarf 

von 10 zusätzlichen Grundschulplätzen, ein Bedarf von 7 zusätzlichen Oberschulplätzen sowie 3 

Oberstufenplätzen, der im gesamten Landkreis abgedeckt werden kann. Der Rechnungsweg be-

rechnet die Anzahl der Wohneinheiten x2 Einwohner und davon wird 1% je Jahrgang an Bedarf 

angerechnet. Für 6 Jahre Grundschule sieht der Rechnungsweg beispielsweise wie folgt aus: 83 

WE x2 = 166 x0,01 = 1,66 x6 = 9,96 → 10 Grundschulplätze. Da nicht alle Schüler in die Ober-

stufe gehen, wird in der Regel an der Stelle der Bedarf um 50% verringert. Daher wären vsl. nur 

1,5 zusätzliche Oberstufenplätze im Landkreis erforderlich.  

Es ist angedacht, die zwei Grundschulen der Stadt Fürstenberg/Havel zu modernisieren. Ge-

mäß Prognose über die Jahresverteilung wird mit einem Bedarf von 10 zusätzlichen Grund-

schulplätzen gerechnet.  Für Grundschulen wird von einer langfristig gesicherten Versorgung 

ausgegangen (S. 110 Schulentwicklungsplan).  

Im Landkreis Oberhavel gibt es insgesamt sechs Gymnasien, drei Gesamtschulen sowie drei 

Oberschulen, zwei Oberstufenzentren und fünf Förderschulen. Zur prognostizierten Auslastung 

der Oberschulen werden im Schulentwicklungsplan keine verbindlichen Aussagen getroffen. Je-

doch wurden und werden laut Schulentwicklungsplan einige Gymnasien erweitert. Gemäß Prog-

nose über die Jahresverteilung wird mit einem Bedarf von 7 zusätzlichen Oberschulplätzen ge-

rechnet. Von einer ausreichenden Versorgung wird ausgegangen. 

Im Geltungsbereich ist kein Kinderspielplatz geplant, es befindet sich jedoch im gegenüberlie-

genden Stadtpark ein öffentlicher Spielplatz. Das Gelände weist zudem ausreichend Grün- und 

Freiflächen auf. Da Fürstenberg/Havel von Wasser umgeben ist, sind Angebote des Wasser-

sports umfangreich vertreten. Kulturelle Angebote finden sich aufgrund der zentralen Lage direkt 

angrenzend an das Plangebiet. Es gibt Museen, eine Bibliothek und Ausstellungen uvm. Im Um-

kreis befinden sich mehrere allgemeinmedizinische Praxen, 2 Zahnärzte, 3 Apotheken, Physio-

therapien sowie Angebote zur Seniorenbetreuung- und pflege. Ein drastischer Anstieg der Inan-

spruchnahme dieser Infrastrukturen ist durch den Bebauungsplan nicht zu erwarten. 

 
Erhaltung, Erneuerung, und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile und zentraler Versorgungs-

bereiche (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden die Bebauung und städtebauliche Neuordnung des 
derzeit brachliegenden Schloss Fürstenberg ermöglicht. Auswirkungen auf zentrale Versor-
gungsbereiche sind auf Grund der Festsetzung des allgemeinen Wohngebiets nicht zu erwarten. 

 
Belange von Baukultur, Denkmalschutz und Ortsbildpflege (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Das unter Denkmalschutz stehende und derzeit brach liegende Schloss Fürstenberg soll mittels 
dieses Bebauungsplans einer neuen Nutzung zugeführt und somit erhalten werden. Der Bebau-
ungsplan bereitet keine Änderung der äußeren Gestalt des Gebäudes vor. Die zum Schloss ge-
hörende, derzeit brachliegende, Grünanlage soll behutsam neu geordnet und aufgewertet wer-
den, marode bauliche Nebenanlagen (wie z. B. die ehem. Kläranlage) sollen zurückgebaut wer-
den. 

 

Erfordernisse für Gottesdienst und Seelsorge (§ 1 Abs. 6 Nr. 6 BauGB) 

Auswirkungen sind nicht zu erwarten.  

 

Belange des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 
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Die Belange des Umweltschutzes erfahren im Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ Be-
rücksichtigung. Wie im Kapitel I.3.3.3 Ökologie/ Freiflächen sowie im Kapitel I.5.4 beschrieben, 
weist das Plangebiet größtenteils brachliegende Flächen mit teils vorbelasteten Böden auf. Nach 
Plandurchführung werden die Altlasten größtenteils beseitigt sein. 

Artenschutzrechtliche Konflikte können gemäß den Ergebnissen des Artenschutzberichts durch 
die Beachtung von Bauzeitenregelungen und Kompensationsmaßnahmen im Rahmen des Bau-
genehmigungs- / Anzeigeverfahrens vermieden werden. 

Die verbleibenden im Kapitel III.1 beschriebenen Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere 
die Auswirkungen auf die Vogel- und Fledermausarten als wesentliche Tierarten werden als nicht 
erheblich bewertet. Dies geschieht vor dem Hintergrund der Innenentwicklung, durch die Wie-
dernutzbarmachung bereits früher baulich genutzter Flächen und im Rahmen der Würdigung aller 
vertraglich gesicherten Maßnahmen zum Schutze und zum Erhalt der genannten Arten. 

Ausgleichende Maßnahmen für durch die geplanten Festsetzungen vorbereiteten Eingriffe sind 
nicht erforderlich, da sie gemäß § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 
BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. 

 
Belange der Wirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Die Belange der Wirtschaft finden im Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ insofern Be-
rücksichtigung, als dass gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO ausgewählte Betriebe der gewerbli-
chen Wirtschaft und des Handels nicht ausgeschlossen werden, sofern sie der Versorgung des 
Gebiets dienen und von ihnen keine störende Wirkung ausgeht. Der Mobilfunkausbau ist nicht 
Gegenstand der Festsetzungen des Bebauungsplans, dahingehende Bedarfe wurden während 
der Trägerbeteiligungen nicht vorgebracht. 

Die Durchführung des Bebauungsplanverfahrens gibt den Eigentümern der Grundstücke die Bau-
rechte, die im Einklang zu den städtebaulichen Zielen der Stadt Fürstenberg/Havel stehen.  

 

Belange der Mobilität der Bevölkerung, Verkehrsbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Das Plangebiet ist durch öffentliche Verkehrsflächen erschlossen und an den öffentlichen Perso-
nennahverkehr angeschlossen. Die vorhandenen Anlagen zur Verkehrserschließung sind ausrei-
chend dimensioniert, ausbaubar und werden durch die Planung in ihrer Funktion nicht beeinflusst. 
Infrastrukturen für die Elektromobilität werden durch die Planung nicht verhindert. Die zentrale 
Lage fördert zudem die Stadt der kurzen Wege. Wesentliche Infrastrukturen des täglichen Lebens 
können einfach zu Fuß erreicht werden.  

 

Belange der Verteidigung sowie der zivilen Anschlussnutzung von Militärliegenschaften 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 10 BauGB) 

Die Belange der Verteidigung werden nicht berührt.  

 

Ergebnisse von städtebaulichen Entwicklungskonzepten (§ 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB) 

Sonstige Städtebauliche Entwicklungskonzepte lagen zum Zeitpunkt des Aufstellungsverfahrens 
nicht vor, weshalb diese Belange nicht berührt sind.  

 

Belange des Hochwasserschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB) 

Die Erstellung von Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß § 74 WHG obliegt der obersten Was-
serbehörde. Für Fürstenberg/Havel existiert keine Risikokarte. Belange des Hochwasserschut-
zes sind nach derzeitigen Erkenntnissen nicht berührt. 



Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“  Stadt Fürstenberg/Havel 
  Satzungsexemplar der Begründung  

Stand: 16.08.2023         
    

 

 38 

 

Belange des von Flüchtlingen und Asylsuchenden (§ 1 Abs. 6 Nr. 13 BauGB) 

Die Belange von Flüchtlingen und Asylsuchenden werden nicht betroffen. Die Schaffung zusätz-
lichen Wohnraums birgt das Potenzial zusätzlich freiwerdenden Wohnraums für Asylsuchende.  

 

Belang für die ausreichende Versorgung mit Grün- und Freiflächen (§ 1 Abs. 6 Nr. 14 BauGB) 

Der Bebauungsplan setzt eine private Parkanlage mit Wegen fest, welche mittels Gehrechten 
zugunsten der Öffentlichkeit zu belasten sind. Somit kann die Planung hier einen positiven Beitrag 
leisten, da das Gelände derzeit nicht öffentlich zugänglich ist.  

 

Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) 

Die im Geltungsbereich gelegenen Flächen weisen aufgrund ihrer besonderen Lagegunst inmit-
ten eines bestehenden Siedlungsbereichs mit guter Anbindung an den öffentlichen Personen-
nahverkehr sowie aufgrund der anthropogenen Vorprägung eine besondere Eignung für die 
Nachverdichtung auf. Bestehende technische Infrastruktureinrichtungen und Straßenverkehrsflä-
chen können genutzt und erweitert werden, ohne diese neu anzulegen. Die Aktivierung von Flä-
chenpotentialen innerhalb bereits besiedelter Ortsteile entspricht diesem Belang in hohem Maße.  

 

Erfordernisse des Klimaschutzes (§ 1a Abs. 5 BauGB) 

Die Erfordernisse des Klimaschutzes finden in den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 15 
„Schlossgrundstück“ Berücksichtigung. Inmitten des Wohngebietes soll eine Parkanlage entste-
hen. Hierdurch wird die Aufheizung der Flächen vermieden. Bei der Planung wurde Wert darauf-
gelegt, bestehende Bäume zu erhalten (als Teil der Grünfläche nicht gesondert festgesetzt). 
Hinzu kommt eine geringe Auslastung der Baugebietsfläche. Das Ziel der Stadt der kurzen Wege 
kann hier ebenfalls angesetzt werden. Arbeitsplätze und die Infrastruktur des täglichen Lebens 
können fußläufig oder mit dem Fahrrad erreicht werden.  

Bei Neuerrichtung von Gebäuden gelten die zum Zeitpunkt der Errichtung gültigen gesetzlichen 
Anforderungen, insbesondere die anlagenbezogenen Anforderungen aus dem Energiefachrecht 
(GEG). Hierdurch ist hinreichend gesichert, dass bei Errichtung von Neubauten nachhaltige und 
zukunftsfähige ökologische Standards berücksichtigt werden, die auch den Erfordernissen des 
Klimaschutzes entgegenkommen.  

 

Private Belange 

Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 

Mit der Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets im Plangebiet, die weitere Flächen im In-
nenstadtbereich einer verträglichen Wohnnutzung zuführt, kann dem Belang Rechnung getragen 
werden. Insbesondere die Siedlungsstruktur im geplanten Wohngebiet ist für die Errichtung von 
Reihenhäusern, die im Regelfall im Eigentum der Nutzer stehen, gut geeignet. 

 

Eigentums- und Eigentümerrechte 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ermöglichen den Grundstückseigentümern im Plange-
biet eine bauliche Nutzung ihrer Grundstücke. Wesentliche Nutzung wird das Wohnen sein. Die 
im allgemeinen Wohngebiet ausgeschlossenen Betriebstypen Verwaltungsgebäude, Tankstellen 
und Gartenbaubetriebe sind im Bestand nicht vorhanden.  

Mit der Festsetzung sind mit Ausnahme eines Eigentümers keine bestehenden Rechte berührt.  
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 Auswirkungen des Bebauungsplans 

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sollen ein innerstädtisches Wohngebiet langfristig pla-
nungsrechtlich sichern und im Sinne der Innenentwicklung weitere Flächen im besiedelten und 
erschlossenen Bereich für die Errichtung benötigter Strukturen zur Verfügung stellen. Bei den 
Flächen handelt es sich um langjährig brachliegende bzw. untergenutzte Flächen im Innenstadt-
bereich, die im Rahmen der Neuordnung für eine bauliche Entwicklung erschlossen und zukünftig 
entsprechend ihrer Lagegunst genutzt werden sollen. 

Das Bebauungsplanverfahren wird als Bebauungsplanverfahren der Innenentwicklung gem. § 13 
a BauGB durchgeführt. Ausgleichende Maßnahmen für durch die Festsetzungen vorbereitete 
Eingriffe sind nicht erforderlich, da sie gemäß § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB im Sinne des § 1a Abs. 
3 Satz 6 BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. 

Die abwägungserheblichen Belange insbesondere nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB sind 
dennoch bei der Planung zu berücksichtigen. Deshalb wurden die Auswirkungen auf die Umwelt 
im Planverfahren im Folgenden geprüft und bewertet. 

 

 

Artenschutzprüfung  

Die Artenschutzprüfung mit dem Titel „Faunistische Standortuntersuchung zur Avifauna, Fleder-

mausfauna, Bieber und zum Vorkommen der Zauneidechse im Bereich des geplanten Bauvor-

habens Unter den Linden 58 in 14798 Fürstenberg/Havel“ (Büro für faunistisch-ökologische Fach-

gutachten; Stand: 26. Januar 2022) untersucht neben der Avifauna, Fledermausfauna und Zau-

neidechsen auch eine gemeldete Bibersichtung.  

Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3 BNatSchG 

Avifauna 

Eine Auslösung von Verbotstatbeständen ist die Avifauna nicht zu erwarten. Empfohlen wird eine 

Bauzeitenregelung im Baugenehmigungsverfahren. Außerdem können wegfallende Brut- und 

Nistplätze durch geeigneten Ersatz kompensiert werden. Eine ökologische Baubegleitung ist 

nicht erforderlich. CEF Maßnahmen werden für die Arten Blaumeise, Gartenbaumläufer, Haus-

rotschwanz, Kohlmeise, Star, Sumpfmeise und Turmfalke im Umkreis nötig. Nach Umsetzung 

dieser Maßnahmen können keine negativen Einflüsse erwartet werden. 

„Als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (sogenannte CEF-Maßnahmen) ist bei den in Tabelle 

2 mit xx gekennzeichneten Arten die Anbringung artspezifisch geeigneter Ersatznistkästen im 

Winterhalbjahr, vor Beseitigung der bisher genutzten Strukturen, an Bäumen und Gebäuden im 

unmittelbaren Umfeld in ausreichender Anzahl, meist hinreichend zur Erfüllung der Anforderun-

gen des § 44 Abs. 5 BNatSchG.“ S. 12 des Gutachtens. Weitere Anlagebedingte und Betriebs-

bedingte Auswirkungen auf Arten oder Individuen sind nicht zu erwarten.  

Fledermäuse 

Die im Plangebiet vorkommenden Fledermausarten sind der Abendsegler, die Breitflügelfleder-

maus, die Mückenfledermaus, die Zwergfledermaus und die Wasserfledermaus. Viele Arten über-

fliegen das Gebiet und nutzen es als Jagdgebiet. Manche der Arten könnten Baumhöhlen oder 
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den alten Gebäudebestand zudem als Wochenstube oder Winterquartier nutzen. Die die beste-

hende Bausubstanz wurde aufgrund ihrer grundsätzlichen Eignung zudem auf Fledermauswin-

terquartiere untersucht doch die Prüfung ergab keine Hinweise auf eine solche Nutzung. 

Die Tötung einzelner Individuen sowie die Störung in der Fortpflanzungszeit kann durch eine 

Bauzeitenregelung im Baugenehmigungsverfahren vermieden werden. Geeignete CEF Maßnah-

men sind hier erforderlich. Dies könnte beispielsweise die Anbringung künstlicher Fledermaus-

quartiere sein. Aufgrund der verschiedenen vorkommenden Arten sind die Ansprüche an diese 

Quartiere mit einem Fledermausexperten abzustimmen.  

Zauneidechse 

Zum Zeitpunkt der Begehung des Gutachters, gab es keine Hinweise auf ein Vorkommen dieser 

Art. Somit sind auch keine Beeinträchtigungen zu erwarten.  

Biber 

Eine direkte Ansiedelung konnte nicht nachgewiesen werden. Durch die Stadt Fürstenberg/Havel 

wurde im Jahr 2020 auf Grundlage einer Genehmigung eine Biberburg entfernt. Im Jahr 2021 

gab es jedoch keine weitere Bautätigkeit. Biber nutzen Randbereiche des Plangebiets als Nah-

rungsfläche oder zur Überquerung. Eine neuerliche Ansiedlung des Bibers kann für die nächsten 

Jahre nicht ausgeschlossen werden, da sich die Gewässer rings um das Plangebiet gut eignen 

würden. Eine über die bereits im Bestand hinausgehende Störung des Bibers durch die Umset-

zung der Planung ist nicht zu erwarten. Neu zu pflanzende Bäume sollten vor einer „Nutzung“ 

des Bibers geschützt werden.  

 

Schutzgüter gem. § 2 UVPG 

 

Schutzgut Mensch 

Gegenstand der Planung ist die städtebauliche Entwicklung eines Gebiets, das schutzgutrele-
vante Vorbelastungen aufweist. 

Mögliche Beeinträchtigungen der festgesetzten Nutzungen durch Verkehrslärm wurden im Rah-
men einer schalltechnischen Untersuchung betrachtet. Dabei wird deutlich, dass sich durch die 
Umsetzung der Planung keine wesentlichen Verschlechterungen zum Bestand ergeben. Eine 
wesentliche Verschärfung der Situation tritt – auch für benachbarte Anwohner – durch die Pla-
nung nicht ein (vgl. Kapitel I.5.2.1). Die Umsetzung der Planung führt zu einer geringfügig erhöh-
ten Verkehrsbelastung auf den angrenzenden Straßen gegenüber dem bestehenden Planungs-
recht. Das Verkehrsgutachten bescheinigt dem Straßennetz jedoch weiterhin eine gute Elastizi-
tät. 

Die Altlastenuntersuchung ergab zudem, dass sowohl Böden, als auch Bausubstanz im Bestand 
zu einer Gefährdung der Gesundheit führen können. Nach der Umsetzung der Planung und den 
dafür erforderlichen Bodensanierungen kann hier von Verbesserungen zum Stand vor der Pla-
nung ausgegangen werden. 

 

Schutzgut Boden 

Im Plangebiet treten überwiegend Vorbelastungen aufgrund der vormaligen Nutzungen im Boden 
auf. Nach der Durchführung der Festsetzungen ist von einer Verbesserung der Belastung im Bo-
den auszugehen. Die Entstehung neuer Belastungen ist durch die Nutzung als allgemeines 
Wohngebiet nicht zu erwarten. Eine Überschreitung der Orientierungswerte der Grundflächenzahl 



Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“  Stadt Fürstenberg/Havel 
  Satzungsexemplar der Begründung  

Stand: 16.08.2023         
    

 

 41 

gemäß § 17 BauNVO wird durch die Planung nicht vorbereitet. Regenwasser, das nicht auf den 
Baugrundstücken versickern kann, soll für das Plangebiet über ein Kanalsystem in die Angren-
zenden Gewässer eingeleitet werden. 

 

Schutzgut Wasser 

Regenwasser, was nicht auf den Baugrundstücken versickern kann, soll für das Plangebiet über 
ein Kanalsystem in Richtung der angrenzenden Gewässer abgeführt. Insgesamt sind vor dem 
Hintergrund der Vorschriften keine wesentlichen Auswirkungen auf das Grund- und Oberflächen-
wasser zu erwarten. 

 

Schutzgut Klima / Luft 

Die Auswirkungen auf das Klima sind gegenüber der Bestandsituation bzw. dem heute geltenden 
Planungsrecht als gering einzuschätzen. Die Fläche lag brach. Die geplanten Baukörper werden 
an die neuen Ansprüche des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) angepasst errichtet. Die Auswir-
kungen auf das Kleinklima werden aufgrund der geringen baulichen Dichte und der Parkanlage 
im Kern des Plangebiets gering ausfallen. Der Bebauungsplan der Innenentwicklung ist zudem 
geeignet, die „Stadt der kurzen Wege“ zu ermöglichen, welche zum Inhalt hat, dass Bewohner 
weite klimaschädliche PKW-Fahrten meiden, da alle für sie relevanten Anlaufstellen (Nahversor-
gung, Beruf, sonstige städtische Infrastrukturen) fußläufig oder mit dem Fahrrad erreichbar sind. 

 

Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Im Plangebiet sind keine geschützten Biotope bekannt. Die Flächen hinter dem Schloss, die auf 
Grundlage der geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs zukünftig erstmals bebau-
bar sind, weisen einen ruderalen Aufwuchs unterschiedlicher Dichte auf, der auch freie Stellen 
bzw. Flächen mit offenem Boden aufweist. In Teilbereichen befinden sich Müllablagerungen, ein 
Bauschutthaufen und sonstige Altlasten. Bei einer Bebauung ist im Zuge der Baumaßnahmen mit 
einem Verlust der Vegetation zu rechnen. Ziel der Grünplanung ist es den bestehenden Baum-
bestand zu erhalten, neue Bepflanzungen anzulegen und zu erhalten, um so einen Parkcharakter 
zu schaffen. Des Weiteren sollen die 5 Meter um den Uferbereich mit einer Pflanzbindung belegt 
werden, um dort einen naturnahen Raum langfristig zu sichern. Die Auswirkungen auf die Flora- 
und Fauna werden als gering eingestuft und lassen sich mittels Bauzeitenregelung und CEF-
Maßnahmen beinahe gänzlich vermeiden. 

 
Avifauna 

Unter Einhaltung der in der Artenschutzprüfung genannten Schutzmaßnahmen, kann eine Ver-
schlechterung ausgeschlossen werden – insg. könnten sich durch die ausgleichenden Maßnah-
men sogar neue Lebensräume bieten. Aufgrund der geringen baulichen Dichte, der geplanten 
Parkanlage und den Heckengärten dürften genug neue Nahrungsflächen, Brut- und Nistplätze 
entstehen.  

 

Allgemeine Hinweise zu möglichen Beeinträchtigungen durch Baumaßnahmen 

Soweit die Beräumung von Vegetationsbeständen Bäumen und Gebäuden zur Durchführung von 
notwendigen Maßnahmen unabdingbar ist, sind diese Handlungen nur unter der Bedingung zu-
lässig, dass damit einhergehend weder aktuell belegte Nester so genannter freibrütender Vögel 
zerstört werden oder die Tiere selbst zu Schaden kommen noch ein ggf. aktuelles Aufzuchtge-
schehen durch die Arbeiten derart gestört wird, dass die Altvögel die Jungenaufzucht aufgeben. 
Soweit Vegetationsbestände als Schutzgehölz für noch nicht selbständige Jungvögel und damit 
als besonders geschützte Lebensstätte im Sinne der Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
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BNatSchG fungieren, sind daher auch diese bis zur Selbständigkeit der Jungvögel im Bestand zu 
belassen. Um die Einhaltung der Bedingungen während der Brutsaison zu gewährleisten, dürfen 
die Niststätten sowie Vegetationsbestände oder Bäume erst nach vorheriger Kontrolle durch eine 
nachweislich fachkundige Person entfernt werden.  

 

Schutzgut Landschaft / Erholung 

Die Umsetzung der Planung hätte eine Veränderung des Landschaftsbildes bzw. dem städti-
schen Charakter der Stadt Fürstenberg/Havel zur Folge. Insgesamt soll aber der Parkähnliche 
Charakter rund um das Baudenkmal erhalten und neugestaltet werden sowie weiterhin der Öf-
fentlichkeit zugänglich bleiben. Eine Verschlechterung kann zur vormaligen Brachfläche nicht er-
kannt werden. Die Durchwegung wird zudem noch durch eine neue Brücke über die Schulhavel 
vereinfacht.  

 

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 

In Bezug auf das Schutzgut sind keine Auswirkungen erkennbar. 

 

Zusammenfassung der Umweltauswirkungen 

Der Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung im 
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Eingriffe in Natur und Land-
schaft gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt oder zulässig. Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist daher nicht erforderlich. Dennoch 
soll ein 5 Meter Breiter Schutzstreifen um den Uferbereich herum mit einer Pflanzbindung belegt 
werden, um dort einen naturbelassenen Bereich zu sichern. Zusammenfassend kann gesagt wer-
den, dass die Festsetzungen des Bebauungsplans keine erheblichen Auswirkungen auf die be-
stehende Umwelt haben werden. Vielmehr entspricht die vorliegende Planung den Zielen einer 
nachhaltigen Stadtentwicklungspolitik und setzt die gesetzlichen Anforderungen an einen spar-
samen Umgang mit Grund und Boden um, indem er eine innerstädtische Brachfläche in einer gut 
erschlossenen Lage einer neuen Nutzung zuführt.  

 

 

Es sind keine wesentlichen Auswirkungen auf die soziale Infrastruktur erkennbar.  

 

 

Das Plangebiet ist östlich durch eine öffentliche Verkehrsfläche erschlossen und an den öffentli-
chen Personennahverkehr angeschlossen. Die vorhandenen Anlagen zur Verkehrserschließung 
sind ausreichend dimensioniert und werden durch die Planung nicht in ihrer Funktion beeinflusst. 
Durch die neuen Nutzungen wird das Verkehrsnetz voraussichtlich geringfügig stärker belastet, 
jedoch beurteilt das Verkehrsgutachten die Verkehrsqualität weiterhin als gut. Die innerstädtische 
Lage kann positiv dazu beitragen, dass die Auswirkungen auf den Verkehr niedriger ausfallen.  

 

 

Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets wird die Versorgung der Bevölkerung mit 
Wohnraum verbessert, in dem das bestehende Angebot durch die Ansiedlung von Wohnraum 
auf bislang brachliegenden Flächen vorbereitet wird.  
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Auswirkungen auf bestehende Wohnnutzungen innerhalb und außerhalb des Plangebiets sind 
nicht zu erwarten.  

Negative Auswirkungen auf Arbeitsstätten können ausgeschlossen werden. Vorhandene Be-
triebe genießen Bestandsschutz. Da im Umfeld des Plangebiets bereits Wohnnutzungen im Be-
stand vorhanden sind und weitere Wohnnutzungen vorgesehen sind, bleibt die immissionsschutz-
rechtliche Beurteilung auf hohem Niveau 

 

 

Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung sind derzeit nicht bekannt. Das vom 
Eigentümer zu errichtende Brückenbauwerk wird nach Fertigstellung in die Öffentliche Hand 
übergeben.  

Zwischen dem Flächeneigentümer und der Stadt wurde am 20.10.2021 bereits eine städtebauli-
che Vereinbarung zur Kostenübernahme für das Bauleitplanverfahren sowie für erforderliche Gut-
achten und Untersuchungen abgeschlossen. 

 

 Verfahren 

 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Fürstenberg/Havel hat auf seiner Sitzung vom 
26.08.2021 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 15 „Schlossgrundstück“ im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13b BauGB beschlossen. Der Geltungsbereich für das gemäß § 13b BauGB 
durchzuführende Aufstellungsverfahren (unter Einbeziehung einer Innenbereichsfläche, für die § 
13a BauGB anzuwenden ist) beträgt 30.835 m². Ziel ist die Entwicklung eines neuen Wohnquar-
tiers, was sich über die Innen- und Außenbereichsflächen erstreckt, die Schaffung von PKW-
Stellplätzen sowie eine funktionierende innere Erschließung.  

 

 

Der Bebauungsplan Nr. 15 „Schlossgrundstück“ wurde im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13a i.V.m. § 13 b BauGB aufgestellt. Dabei liegt das bestehende Schlossgebäude im Bereich der 
Innenentwicklung gemäß § 13a. Insbesondere für die hinter dem Schloss liegenden Flächen be-
darf es der städtebaulichen Ordnung und Planung mittels Bebauungsplan, weil das Gebiet zwar 
unzweifelhaft im Innenbereich der Stadt Fürstenberg liegt, sich aber keine direkten Baurechte 
aus der näheren Umgebung ableiten ließen. (siehe hierzu die Kapitel I.2 und II.1).  

 

 

Im Zuge dieses Verfahrens wurde eine frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 13 a 
Abs. 2 Nr. 1 BauGB und § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB von der Unterrichtung und Erörterung nach 
den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB vorgenommen. Die Ankündigung erfolgte am 03.09.2021 
im Amtsblatt der Stadt Fürstenberg/Havel sowie zusätzlich in den Bekanntmachungskästen der 
Stadt. 

Zum Auftakt erhielten am 30.09.2021 um 16.00 Uhr im Saal des Schlosses interessierte Bürger 
die Gelegenheit sich über das geplante Vorhaben zu informieren und Einsicht in die Planunterla-
gen zu nehmen. Zahlreiche Bürger nutzten diese Gelegenheit. 
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Zudem wurden die folgenden Unterlagen im Rathaus der Stadt Fürstenberg/Havel vom 
30.09.2021 bis einschließlich 14.10.2021 öffentlich ausgelegt.  

Die beabsichtigte Planung wurde anhand folgender Informationsmaterialien dargelegt: 

• städtebaulich hochbauliches Konzept inkl. Beschreibung der städtebaulichen Ziele 

• ein früher Entwurf des Bebauungsplans 

Insgesamt 4 Personen haben zu der Planung Stellung genommen. 

Aus den Stellungnahmen ergab sich eine Änderung der Planung. Die im Konzept lediglich ange-
dachte Brücke über die Schulhavel im Süden, wurde nun als Fläche mit Geh- und Fahrrecht im 
Bebauungsplan festgesetzt. Die vollständige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der 
frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit kann im Rathaus Fürstenberg/Havel zu den Dienst-
zeiten eingesehen werden.   

 

 

Von der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 

der Nachbargemeinden gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. 

§ 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 

 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wird vom 14.02.2022 
bis einschließlich 18.03.2022 durchgeführt.  

Aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 
BauGB ergibt sich keine Veränderung der grundsätzlichen Zielstellung des Bebauungsplans 
Nr. 15 „Schlossgrundstück“. Die Berücksichtigung der vorgebrachten Stellungnahmen führt je-
doch zu folgenden Ergänzungen im Bebauungsplanentwurf: 

• Redaktionelle Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 2  

• Redaktionelle Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 4 

• Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 5 (neue Planung TF 9) 

• Streichung der textlichen Festsetzung Nr. 6 

• Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 7 (neue Planung nun TF 5) 

• Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 9 (neue Planung nun TF 7) 

• Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 10 

Außerdem gab es redaktionelle Änderungen in der Begründung und der Planzeichnung.  

Die vollständige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange kann im Rathaus Fürstenberg/Havel zu den Dienst-
zeiten eingesehen werden. 

 

 

Aufgrund der Änderungen, die sich aus dem Beteiligungsschritt gemäß § 4 Abs. 2 BauGB erge-

ben haben, werden die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 

§ 4a Abs. 3 BauGB erneut um Stellungnahme gebeten. Mit Schreiben vom 30.05.2022 wurden 
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die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erneut gebeten bis einschließlich 

15.07.2022 zum Bebauungsplan Stellung zu nehmen.  

Zur Planung nahmen 8 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange Stellung.  

Aus der Beteiligung ergab sich eine Änderung der Planung: 

- Das allgemeine Wohngebiet wurde in zwei allgemeine Wohngebiete WA 1 und WA 2, um 

den östlichen und westlichen Bereich in der Planung darzustellen. Zudem wurde eine neue 

textliche Festsetzung gefasst, welche die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß 

§ 4 Abs. 3 BauNVO für das WA 2 vollständig ausschließt.  

Die Grundzüge der Planung wurden nicht berührt. 

Die vollständige Auswertung der vorgebrachten Stellungnahmen der erneuten Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange kann im Rathaus Fürstenberg/Havel zu den 
Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird nach der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt. Der Zeit-
raum wird spätestens sieben Tage vor Beginn ortsüblich bekannt gemacht. Das Amtsblatt Aus-
gabe Nr. 6 mit der Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlichkeit wurde am 03.06.2022 ver-
öffentlicht. Die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit fand vom 13.06.2022 bis 15.07.2022 statt.  

Es wurden keine Stellungnahmen seitens der Öffentlichkeit vorgebracht.  

 

 

Aufgrund einer Änderung am Bebauungsplan (vgl. Kap. IV.6) wurde der Landkreis Oberhavel 
erneut um Stellungnahme gebeten. Die Beteiligung war auf den Landkreis beschränkt, da an-
dere Behörden und Träger öffentlicher Belange von der Änderung nicht berührt waren. Die er-
neute beschränkte Beteiligung des Landkreises Oberhavel gemäß § 4 Abs. 3 BauGB erfolgte 
mit Schreiben vom 16.09.2022.  

Aus der Beteiligung ergaben sich folgende Änderungen und Ergänzungen an der Begründung 
zum Bebauungsplan: 

- Ergänzungen zur räumlichen Abgrenzung des Ausschlusses von Nutzungen im WA 2 

- Anpassungen zur Abgrenzung der Baugebiete WA1 und WA2 

Änderungen an den Planinhalten ergaben sich jedoch nicht, so dass keine weiteren Beteiligun-
gen erforderlich sind.  

 

 

Aufgrund einer Änderung am Bebauungsplan (vgl. Kap. IV.6) wird die Planung erneut der Öf-
fentlichkeit vorgestellt und um Stellungnahme gebeten.  
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Die erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 Abs. 3 BauGB fand im Zeitraum vom 12.09. 
bis 27.09.2022 statt. Bekanntgemacht wurde die Beteiligung im Amtsblatt Ausgabe Nr. 9 vom 
02.09.2022.  

Es wurden keine Stellungnahmen seitens der Öffentlichkeit vorgebracht.  

 

 

 

Im Zuge der Prüfung des kombinierten Verfahrens nach § 13 a und § 13 b BauGB für den Be-
bauungsplan, ist die Stadt Fürstenberg/Havel gemeinsam mit dem Landkreis Oberhavel zu dem 
Ergebnis gekommen, dass das Verfahren einzig nach § 13 a BauGB ausreichend ist. Hieraus 
ergeben sich keine formellen sowie materiellen Änderungen am Verfahren sowie den Inhalten 
des Bebauungsplans, da der § 13 b BauGB an die Verfahrensvoraussetzungen des § 13 a BauGB 
anknüpft. Die Erläuterung zum gewählten Verfahren gemäß § 13 a BauGB steht in Kapitel I.2.  
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B. Rechtsgrundlagen 

 
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 184) geändert worden ist 
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176) geändert worden ist 
Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I, S. 58), zuletzt geän-
dert durch Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 
 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Mai 
2016 (GVBl. I/16, Nr. 14) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09. Februar 2021 
(GVBI. I/21, [Nr.5]) 
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C. Anlagen 

 

1. Fachgutachten 

 
- Altlastenuntersuchung (spiekermann ingenieure gmbh mit Stand vom 12.05.2021) 
- Artenschutzbericht (Herr Dipl.-Biolog. T. Teige, mit Stand vom 26.01.2022) 
- Baugrundgutachten (Brandenburger Baugrundingenieure und Geotechniker GmbH 

mit Stand vom 31.08.2020) 
- Entwässerungsnachweis (GÜRTLER & KAPLAN Ingenieursgesellschaft mbH mit 

Stand vom 10.01.2022) 
- Kampfmittelprüfung (Firma Kampfmittelbergung & Sprengtechnik mit Stand vom 

11.03.2021 
- Schalltechnische Untersuchung (PEUTZ CONSULT GmbH mit Stand vom 

21.01.2022) 
- Verkehrsuntersuchung (Freie Planungsgruppe Berlin GmbH mit Stand vom 

06.05.2021) 
 
 
2. Verfahren 

- Auswertung der Beteiligung der frühzeitigen Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB 

- Auswertung der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

 

 

3. Textliche Festsetzungen 

1. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 
zulässigen Nutzungen (Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) 
unzulässig. 

 
2. Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sind die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise 

zulässigen Nutzungen (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende 
Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen) unzu-
lässig. 

 
3. Als zulässige Grundfläche des Baudenkmals wird die im zeichnerischen Teil festgesetzte 

überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. 
 
4. Ein Vortreten von Freisitzen über die Baugrenze des Baudenkmals ist zulässig, sofern die 

Grundfläche von 300 m² sowie eine Tiefe von 3,0 Metern nicht überschritten wird.  
 
5. Im allgemeinen Wohngebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von 

Nebenanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO, bis zu einer Grundflächenzahl von höchstens 
60 vom Hundert überschritten werden. 

 
6. Im allgemeinen Wohngebiet sind Stellplätze nur innerhalb der Fläche St zulässig. Einzelne 

Stellplätze außerhalb der Flächen St können ausnahmsweise zugelassen werden.  
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7. Die Fläche G1 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer Breite von 3,5 m zugunsten 
der Öffentlichkeit zu belasten. Die Fläche G2 ist mit einem Geh- und Radfahrrecht in einer 
Breite von 2,8 m zugunsten der Öffentlichkeit zu belasten. 

 
8. In der Fläche mit Pflanzbindung ist ein naturnah gestalteter Pflanzstreifen zu erhalten. 

Innerhalb dieser Fläche sind höchstens 19 Freisitze mit einer Grundfläche von jeweils 
maximal 18 m² zulässig. 

 
9. Zum Schutz vor Straßenverkehrslärm müssen bei Errichtung, Änderung oder Nutzungs-

änderung von baulichen Anlagen die Außenbauteile schutzbedürftiger Aufenthaltsräume 
der Gebäude im Geltungsbereich des Bebauungsplans ein bewertetes Gesamt- Bau-
schall- dämm-Maß (R‘w,ges) aufweisen, das nach folgender Gleichung gemäß DIN 4109-
1:2018-01 zu ermitteln ist: 

 R’w, ges  = La – KRaumart 
 mit La   = maßgeblicher Außenlärmpegel 
 mit KRaumart  = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen 
   = 35 dB für Büroräume und Ähnliches. 

 
Die Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels La erfolgt hierbei entsprechend Ab-
schnitt 4.4.5.3 gemäß DIN 4109-2:2018-01. 
 
Dabei sind die lüftungstechnischen Anforderungen für die Aufenthaltsräume beispiels-
weise durch den Einsatz von schallgedämmten Lüftern in allen Bereichen mit nächtlichen 
Beurteilungspegeln >50 dB(A) zu berücksichtigen. 

 
Der Nachweis der Erfüllung der Anforderungen ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-
bringen. Dabei sind im Schallschutznachweis insbesondere die nach DIN 4109-2:2018-
01 geforderten Sicherheitsbeiwerte zwingend zu beachten. 

 
Die zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel (La) sind aus den ermittelten 
Beurteilungspegeln der Schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 15 
"Schlossgrundstück" in Fürstenberg/Havel vom 21.01.2022 abzuleiten, welches Bestand-
teil der Satzungsunterlagen ist. 

 
Von diesen Werten kann abgewichen werden, wenn nachgewiesen wird, dass die im 
Schallgutachten zugrunde gelegten Ausgangsdaten nicht mehr zutreffend sind. 

 
10.  Auf den überbaubaren Grundstücksflächen mit der Festsetzung (G) ist das oberste zuläs-

sige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden. 
 
11.  Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO dürfen eine Höhe von maximal 4,0 m nicht über-

schreiten. Die Dächer sind als Flachdächer auszubilden und zu mindestens 50% zu be-
grünen. Es ist eine mindestens 8 cm dicke Substratschicht aufzubringen. Die festgesetzte 
Höhe darf durch technische Aufbauten und Schornsteine überschritten werden. Diese 
textliche Festsetzung gilt nicht für die Weiterverwendung des Bestandsgebäudes inner-
halb der Fläche A-B-C-D-A. 

 
12. Die Geltungsbereichsgrenze zwischen den Punkten s1-s2-s3-s4-s5-s6-s7-s8 ist zugleich 

Straßenbegrenzungslinie. 
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4. Hinweise 

Hinweise auf der Planzeichnung haben keinen Normcharakter, sollten aber im weiteren 
Verfahren Beachtung finden. Sie zielen auf wünschenswerte Handlungsweisen von Akt-
euren ab (Empfehlung), dienen einer besseren Verständlichkeit des Plans (Klarstellung), 
weisen auf außerhalb des Planungsrechts liegende gesetzliche Pflichten hin oder geben 
wünschenswerte Zielstellungen an, die nicht festgesetzt werden können oder keinen Fest-
setzungscharakter haben. Folgende Hinweise sind in die Planzeichnung aufgenommen 
worden: 
 

1. Die Planung liegt im Bereich der Bodendenkmale Nr. 70250 und 70257. Entdeckungen 
von Bodendenkmälern sind der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 u. 
16 DSchG).  

 
 
 
3.  Das Schlossgebäude auf dem Grundstück ist als bauliches Einzeldenkmal auf der Lan-

desdenkmalliste unter der ID-Nummer (MIDAS Obj. Nr.) 09165237 eingetragen. 

 

Hinweise zum Arten- und Naturschutz 

 
4. Vor Durchführung von Baumaßnahmen und vor Beseitigung von Vegetationsbeständen 

ist zu prüfen, ob die artenschutzrechtlichen Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatschG) für besonders geschützte Tierarten (z.B. Vögel, Fle-
dermäuse) gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 b und Nr. 14 c BNatschG eingehalten werden. An-
dernfalls sind bei der jeweils zuständigen Behörde artenschutzrechtliche Ausnahmege-
nehmigungen (§ 45 Abs. 7 BNatschG) einzuholen. Hieraus können sich besondere Be-
schränkungen / Auflagen für die Baumaßnahmen ergeben. (z.B. Regelungen der Bauzei-
ten, Herstellung von Ersatzquartieren). 

 
5. Gemäß §28 Abs. 2 BNatSchG sind die Beseitigung eines Naturdenkmals gemäß Bau-

muntersuchung vom 23.03.2021 (Stieleiche mit der Baumnummer 34) sowie alle Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder Veränderungen eines Naturdenkmals 
führen können, verboten. Es gelten die Schutzmaßnahmen der DIN 18920. 

 
 


